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Liebe Leser*innen,  

am 1. Juni ging mein erstes Jahr in der Opposition zu Ende. Nach sieben Jahren als regie-

rungstragende Fraktion haben wir GRÜNE im Landtag NRW unsere Oppositionsrolle 

schnell angenommen und füllen diese Aufgabe inzwischen gut aus. Wir konnten durch 

gute Oppositionsarbeit konkrete Erfolge erzielen – etwa die Sicherung des Sozialtickets 

oder, in meinem Bereich, die quasi-Bestandsgarantie für die Hubs der digitalen Wirtschaft 

– wir konnten die vielen Interessenskonflikte der Regierung herausstellen und – z. B. bei 

Stephan Holthoff-Pförtner, dem Medienmogul, der jetzt nicht mehr Medienminister ist – 

auch Konsequenzen erreichen.  

Ich weiß, dass nicht jede Initiative der Opposition eine Aussicht auf Erfolg hat. Deshalb 

will ich mit diesem Bericht auch aufzeigen, was wir können, was wir bereits an konzepti-

oneller Arbeit in den Bereichen Wissenschaft, Innovation, Digitalisierung und Daten-

schutz geleistet haben. Und das ist mein Anspruch an Oppositionspolitik: natürlich die 

Versäumnisse der Regierung brandmarken, vor allem aber selbst Alternativen entwickeln. 

Das dürfen wir nicht länger im stillen Kämmerlein, sondern wir müssen raus. Zu den Men-

schen, zu den zivilgesellschaftlichen Organisationen, zu den Unternehmen.  

Nur wenn wir unsere Politik mit der Gesellschaft rückkoppeln, wenn wir Politik gemein-

sam mit den Bürger*innen entwickeln, dann zeigen wir, dass wir aus dem Ergebnis der 

Landtagswahl 2017 gelernt haben. Für mich war dieser neue Wille zur Offenheit die Mo-



Boltes Bilanz: Bilanz und Ausblick 2017/2018  01.06.2018 

 3  

 

tivation für meine #weltbewegen-Tour im Frühjahr 2018 mit 50 Ortsterminen bei digita-

len Innovatoren aus Start-ups, Hochschulen, Forschungseinrichtungen und Mittelstand. 

Diesen Weg will ich weiter beschreiten und freue mich über alle, die ihn mitgehen.  

Mit meinem Bericht will ich vor allem Transparenz schaffen über meine Arbeit im Landtag 

und seinen Gremien sowie außerhalb des Parlaments. Transparenz ist immer auch eine 

Einladung: Wer Rückmeldungen, Anregungen, Kritik und Ideen loswerden will, ist jeder-

zeit herzlich willkommen mir diese mitzuteilen. Wir haben schon einmal einen schwarz-

gelben Spuk in NRW beendet. Das ist mein Anspruch an die Arbeit in dieser Wahlperiode: 

2022 wieder mit starken GRÜNEN die Möglichkeit bekommen, in unserem Land Verant-

wortung zu übernehmen – gemeinsam, mutig und mit Lust auf Veränderung! 

Erfolgreiche politische Arbeit ist Teamplay. Ein Hammerjahr liegt hinter uns, vier Ham-

merjahre liegen vor uns. Ein riesengroßer Dank an mein bestes Team! 

 

Herzliche Grüße  
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Ankündigungen first, 

Digitalisierung second 

Schwarz-Gelb geht in der Digitalpolitik 

die Puste aus. Als vermeintlicher Sprinter 

gestartet, scheint Minister Pinkwart 

schon nach wenigen Metern die Puste 

auszugehen. Vor einem Jahr wurde aus 

vermeintlich smarten Werbeslogans und 

schicken schwarz-weiß Fotos ein Minis-

terium gegossen, das Digitalisierung in 

seinem Namen trägt. Und ein Digitalmi-

nister, der mit großen Ankündigungen 

von flächendeckenden Gigabit-Netzen, 

durchdigitalisierten Verwaltungen und 

dem Rheinland-Valley die Backen mäch-

tig aufgepustet hat. Unsere anfängliche 

Skepsis war berechtigt. Pinkwart mag di-

gital im Kopf sein, aber ihm fehlen Herz 

und Lunge.  

Insgesamt sehen wir im Bereich Digitali-

sierung und Innovation an den meisten 

Stellen die Fortsetzung der rot-grünen 

Programme. Das freut uns, aber eine Re-

gierung, die mit so großen Ansprüchen 

gestartet ist wie Schwarz-Gelb, sollte 

auch eigene Ideen haben.  

Wenn wir die Chancen der Digitalisierung 

aber für Menschen, Umwelt und den 

Wirtschaftsstandort Nordrhein-Westfa-

len nutzen wollen, dann brauchen wir 

Ideen, Gestaltungswillen und Weitsicht. 

Wir müssen die Menschen mitnehmen 

und die Rahmenbedingungen so gestal-

ten, dass wir mit der Digitalisierung die 

Welt retten können. Dabei ist ein Aus-

tausch mit den Akteuren aus Wirtschaft 

und Gesellschaft essentiell. 

Digitale Infrastruktur  

Im Rot-Grünen Koalitionsvertrag hatten 

2012 angekündigt, bis 2018 einen flä-

chendeckenden Breitbandausbau mit 50 

MBit/s zu erreichen. Dafür haben wir 

über eine halbe Milliarden Euro einge-

setzt. Wenn die Ausbauprojekte, die be-

reits mit den Rot-Grünen Programmen 

angestoßen und mit unseren Haushalten 

durchfinanziert sind, abgeschlossen sein 

werden, werden wir dieses Ziel – darauf 

deuten die Prognosen hin – erreicht ha-

ben und im Bereich der flächendecken-

den Versorgung liegen. Trotz mehrfacher 

Kleiner Anfragen zu diesem Thema wei-

gert sich die Landesregierung bis heute, 

diese Zahlen auch offiziell zu nennen. 

Transparenz? – Fehlanzeige!  

Insgesamt war es von der rot-grünen Vor-

gängerregierung richtig, diesen Zwi-

schenschritt über 50 MBit/s einzulegen. 

Das erkennen mittlerweile sogar CDU 

und FDP an, die in ihrer Oppositionszeit 

kaum eine Plenarrunde verstreichen lie-

ßen, unsere Schwerpunkte zu kritisieren 

und jetzt jeden überreichten Förderbe-

scheid feiern, als wäre es ihr Erfolg. Die 

Grundlage hierfür haben wir geschaffen 

mit der Bereitstellung der Mittel für die 

Ko-Finanzierung des Bundesprogramms 

zum Breitbandausbau, der Finanzierung 

kommunaler Breitbandkoordinator*in-
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nen und kommunaler Breitbandkon-

zepte. Klar ist aber auch – und das haben 

wir bei aller Notwendigkeit von Zwi-

schenschritten nie in Zweifel gezogen: 

Wir brauchen eine flächendeckende Ver-

sorgung mit Glasfaser bis 2025.  

Im April dieses Jahres hat Minister Pink-

wart einen Gigabit-Masterplan vorgelegt, 

in dem er verschiedene Maßnahmen vor-

gestellt hat, mit denen er den Glasfaser-

ausbau in Nordrhein-Westfalen be-

schleunigen möchte. Hierbei handelt es 

sich aber weniger um einen Masterplan, 

sondern größtenteils um alten Wein in 

neuen Schläuchen. Aus dem runden 

Tisch „Zukunft Breitband – Netzausbau 

in NRW“ wird ein „GigabitGipfel“ und aus 

den „Breitbandkoordinatoren“ werden 

„kommunale Gigabitkoordinatoren“. Die 

wirklich wichtigen Fragen lässt Pinkwart 

offen: Wer soll den Gigabit-Ausbau be-

zahlen? Welchen Beitrag wird die Lan-

desregierung leisten? Auf diese Fragen 

erwarten wir Antworten statt schöner An-

kündigungen. 

Unter der Überschrift „Glasfaser first!“ 

plante die schwarz-gelbe Landesregie-

rung in ihrem Koalitionsvertrag Investiti-

onen von sieben Milliarden Euro für die 

digitale Infrastruktur ein. Nach einem 

Jahr Regierungszeit fehlt noch immer 

jeglicher Hinweis darauf, wann das Geld 

fließen wird. Der vorliegende „Master-

plan“ bringt jedenfalls kein Licht ins 

Dunkel.   

Ähnlich sieht es bei der Förderung von 

Breitbandausbau in Gewerbegebieten 

durch Mittel aus dem Europäischen 

Fonds für Regionale Entwicklung (EFRE) 

aus. Diese wurden in den letzten Jahren 

von FDP und CDU mit unendlicher Aus-

dauer gefordert – jetzt ist keine Rede 

mehr davon. 

Zum Weiterlesen: 

 Meine Rede zum Bereich Digitalisie-
rung im Landeshaushalt 2018 vom 
20.12.2017  

 Kleine Anfrage „Stand des Breitband-
ausbaus in Nordrhein-Westfalen“ vom 
28.07.2017  

 Kleine Anfrage „Glasfaserausbau in 
Gewerbegebieten“ vom 29.09.2017 

 Kleine Anfrage „Entwicklung und Dy-
namik beim Breitbandausbau“ vom 
29.01.2018  

 Kleine Anfrage „Transparenz beim 
Breitbandausbau“ vom 17.04.2018 

 Pressemitteilung: „Rot-grüne Politik 
ermöglicht Erfolg für die Breitbandför-
derung“ vom 28.07.2017 
 

 

Digitale Verwaltung  

Auch bei der digitalen Verwaltung legt 

sich Minister Pinkwart ein Jahr nach 

Amtsantritt in ein gemachtes Bett. Zwar 

hat er frühzeitig  angekündigt, dass er die 

Frist für die Umsetzung des rot-grünen E-

Government-Gesetzes vorziehen will. 

Aber nichts dergleichen ist bisher auf den 

Weg gebracht worden. Auch nicht der im 

Mai 2018 vorgelegte Gesetzentwurf zum 

E-Government beinhaltet eine entspre-

chende Passage. Wie ambitionslos das 

Thema von der schwarz-gelben Regie-

rung vorangetrieben wird, zeigt sich al-

lein darin, dass dieser Entwurf nicht aus 

eigenem Antrieb heraus erarbeitet 

wurde, sondern einzig der Umsetzung 

von EU-Recht – der E-Rechnungs-Richt-

linie – dient. Wir brauchen mehr Ver-

bindlichkeit, statt nur Angebote vorzu-

halten, von denen klar ist, dass sie nur 

wenig Anklang finden werden.  

https://matthi-bolte.de/2017/12/21/rede-zum-landeshaushalt-digitalisierung/
https://matthi-bolte.de/2017/12/21/rede-zum-landeshaushalt-digitalisierung/
https://matthi-bolte.de/2017/12/21/rede-zum-landeshaushalt-digitalisierung/
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-598.pdf
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-598.pdf
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-598.pdf
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-1037.pdf
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-1037.pdf
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-2112.pdf
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-2112.pdf
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-2112.pdf
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-2386.pdf
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-2386.pdf
https://gruene-fraktion-nrw.de/presse/service/pressemitteilungen/pmdetail/nachricht/bolte-richter-rot-gruene-politik-ermoeglicht-erfolg-fuer-die-breitbandfoerderung.html
https://gruene-fraktion-nrw.de/presse/service/pressemitteilungen/pmdetail/nachricht/bolte-richter-rot-gruene-politik-ermoeglicht-erfolg-fuer-die-breitbandfoerderung.html
https://gruene-fraktion-nrw.de/presse/service/pressemitteilungen/pmdetail/nachricht/bolte-richter-rot-gruene-politik-ermoeglicht-erfolg-fuer-die-breitbandfoerderung.html
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Dabei wäre es so wichtig, die Digitalisie-

rung der Verwaltung voranzutreiben. Wie 

die Beispiele Dänemark und Estland zei-

gen, können hiervon starke und wichtige 

Impulse an Wirtschaft und Gesellschaft 

ausgehen und Digitalisierungsprozesse 

anstoßen. Aber statt diese Chance zu er-

greifen und auf Basis des rot-grünen E-

Government-Gesetzes die digitale Ver-

waltung ambitioniert voranzutreiben, 

konzentriert sich schwarz-gelb mit der 

Errichtung von Modellregion und Refe-

renzkommunen auf die Schaffung von 

Leuchttürmen.  

Aber auch hier gilt: mehr als ein halbes 

Jahr nach der Benennung der digitalen 

Modellregion ist nichts passiert. Bei der 

schwarz-gelben Ministerialbürokratie 

mahlen die Mühlen langsam. Nicht ein-

mal eine Förderrichtlinie hat Pinkwarts 

Haus bisher zustande gebracht.  

Die konkrete Ausgestaltung gleicht aller-

dings eher der Trägheit eines störrischen 

Esels und ist damit noch weit entfernt 

vom Gigabit-Zeitalter. Während sich in 

der Leitkommune Paderborn ebenso wie 

in meiner ebenfalls beteiligten Heimat-

stadt Bielefeld schon seit Monaten die 

Projektideen stapeln, vertröstet der Mi-

nister die Akteure vor Ort weiterhin. Erst 

ging man davon aus, dass Anfang 2018 

die ersten Förderanträge gestellt werden 

können. Dann hieß es aus dem Ministe-

rium, die Förderrichtlinien lägen im April 

vor. In der Ausschusssitzung Mitte März 

erklärte Pinkwart dann, dass er davon 

ausgehe, dass im Mai/Juni 2018 die ers-

ten Anträge gestellt werden könnten und 

bis dahin die Richtlinie vorläge. Bei ei-

nem Projekt, dessen Laufzeit auf drei 

Jahre ausgelegt ist, ist eine Verzögerung 

von einem halben Jahr peinlich. Dass das 

Ministerium darin erst keine Verzöge-

rung, sondern dies als eingeplanten und 

gar normalen Ablauf sieht, wie in der 

Antwort auf meine Kleine Anfrage ge-

schehen, ist blanker Hohn. 

Unterm Strich bleibt aber auch: mit der 

Modellregion und Referenzkommunen 

besteht allenfalls ein Plan für sieben 

Kommunen, einen Kreis und eine Be-

zirksregierung. Dann sind aber noch 389 

Kommunen, 30 Kreise und vier Bezirksre-

gierungen übrig. Es wäre aus unserer 

Sicht richtig, Schritt für Schritt das E-

Government-Gesetz auch auf die Kom-

munen auszuweiten. Dazu kein Wort von 

der Landesregierung.  

Und nicht nur das: auch in Bezug auf die 

digitale Demokratie zeigt sich die Lan-

desregierung träge. Sie könnte die Mög-

lichkeiten  der Digitalisierung nutzen 

und für mehr Transparenz im politischen 

Handeln sorgen sowie neue Partizipati-

onsmöglichkeiten schaffen. Es geht hier 

um die Chance, die Demokratie in poli-

tisch turbulenten Zeiten zu stärken und 

populistischen Strömungen das Wasser 

abzugraben. Zwar kündigte Minister 

Pinkwart nun in der Sitzung des Aus-

schuss für Digitalisierung und Innovation 

vom 19.04.2018 einen Entwurf für ein O-

pen Data Gesetz an, der zeitnah entwor-

fen werden solle. Gleichzeitig kündigte 

er an, dass sich dieser Entwurf an dem 

völlig unzureichenden Open Data Gesetz 

des Bundes orientieren wird. Diese be-

wusst in Kauf genommene unzu-

reichende Ausgestaltung begründet er 

damit, dass damit in Bund und Ländern 

vergleichbare Veröffentlichungspflichten 
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und Standards der Veröffentlichungspra-

xis sichergestellt werden sollten. Es 

bleibt also dabei: anstatt das man hier 

ein scharfes Schwert der Demokratie 

schmiedet, gibt es ein stumpfes Butter-

messer der Beliebigkeit. 

 

Zum Weiterlesen: 

 Meine Rede zum E-Government-Ge-
setz vom 17.05.2018 

 Kleine Anfrage 795 „Bleibt die digitale 
Modellregion mit der Leitkommune 
Paderborn eine Luftnummer“ vom 
07.02.2018  

 Sitzungsprotokoll des Ausschuss für Di-
gitalisierung und Innovation vom 
15.03.2018 – TOP 2 „Sachstand Umset-
zung des Projektes Digitale Modell-
kommune“ (PDF S. 19-22)  
Ausschusssitzung des Ausschuss für Di-
gitalisierung und Innovation vom 
19.04.2018 – Schriftlicher Bericht der 
Landesregierung zum Thema „Open 
Data – Sachstand in NRW“  

 

Digitale Wirtschaft  

Und auch bei der Digitalen Wirtschaft 

heißt die schwarz-gelbe Bilanz: Die meis-

ten Maßnahmen zur Förderung sind Fort-

setzungen der rot-grünen Strategie. Wir 

freuen uns, dass Minister Pinkwart inzwi-

schen vom Konzept der unter Rot-Grün 

eingesetzten DWNRW-Hubs überzeugt 

ist. Wir haben auch die anerkennenden 

Worte von Staatssekretär Dammermann 

über unsere Strategie beim DWNRW-

Summit in diesem Jahr dankend zur 

Kenntnis genommen.  

Darüber hinaus gibt es aber keine er-

kennbare eigene Digitalstrategie der 

neuen Regierung. Ganz im Gegenteil: 

während CDU und insbesondere die FDP 

im zurückliegenden Landtagswahlkampf 

den Eindruck vermittelten, als hätten sie 

bereits fertige innovative Konzepte in 

der Schublade, um unmittelbar nach der 

Wahl ein wahres Feuerwerk an Förder-

maßnahmen für die digitale Wirtschaft 

entfachen zu können, erstaunt nun die 

Ideen- und Ratlosigkeit der beiden Par-

teien. Die Debatte rund um die soge-

nannten Entfesselungspakete ist alter 

Wein in alten Schläuchen und taugt trotz 

entsprechender schwarz-gelber Versu-

che nicht dazu, um sich als Förderer einer 

innovativen Wirtschaftspolitik zu feiern. 

Jüngst forderten sie die Regierung mit 

zwei Landtagsinitiativen auf, eine De-

batte zu den Herausforderungen der Di-

gitalisierung anzustoßen und Hand-

lungsstrategien für die Unternehmen 

und speziell für die Unterstützung von 

Gründer*innen zu entwickeln. Da ver-

wundert es angesichts der großspurigen 

„Digital first, Bedenken Second“-Kam-

pagne schon, dass CDU und FDP nun bei 

der Förderung der digitalen Wirtschaft 

offenbar bei Null anfangen. 

In der vergangenen Wahlperiode was ich 

ordentliches Mitglied der Enquete-Kom-

mission zur Zukunft von Handwerk und 

Mittelstand. Obwohl das Handwerk mehr 

als 188.000 Betriebe umfasst und einen 

enormen Digitalisierungsbedarf hat, war 

dieses Thema dem Minister in seiner 

„Kleinen Regierungserklärung“ nicht 

mehr als ein Stichwort wert. Wir haben in 

der Kommission konkrete Vorschläge für 

die Förderung gemacht, insbesondere 

mit Blick auf Datenschutz und Datensi-

cherheit und auch auf die Entwicklung 

digitaler Geschäftsmodelle. Auch hier hat 

Schwarz-Gelb eine bedauerliche Leer-

stelle.  

Zur Herausforderung des stationären Ein-

zelhandels durch den E-Commerce fällt 

https://gruene-fraktion-nrw.de/parlament/parlamentarisches/reden/redendetail/nachricht/matthi-bolte-richter-die-digitalisierung-der-verwaltung-geht-unter-schwarz-gelb-nicht-wirklich-vor.html
https://gruene-fraktion-nrw.de/parlament/parlamentarisches/reden/redendetail/nachricht/matthi-bolte-richter-die-digitalisierung-der-verwaltung-geht-unter-schwarz-gelb-nicht-wirklich-vor.html
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-2098.pdf
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-2098.pdf
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-2098.pdf
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-2098.pdf
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMA17-217.pdf
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMA17-217.pdf
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMA17-217.pdf
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMA17-217.pdf
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMA17-217.pdf
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMV17-695.pdf
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMV17-695.pdf
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMV17-695.pdf
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMV17-695.pdf
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMV17-695.pdf
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der Landesregierung auch nichts ein – 

bis auf die arbeitnehmerfeindliche Aus-

weitung der Ladenöffnungszeiten. Den 

analogen Handel durch analoge Maß-

nahmen ins digitale Zeitalter führen? Das 

wird nichts. Die Weiterführung des (be-

reits bestehenden) eCommerce-Tags und 

der Ausbau unseres Förderprogramms 

„Verknüpfung von stationärem und On-

line-Handel“ sind schön. Selbst ist der 

neuen Landesregierung allerdings mal 

wieder nichts eingefallen. Dann kann un-

sere Arbeit ja nicht so schlecht gewesen 

sein.  

Bei Arbeit 4.0 schließlich kramt die Re-

gierung nur blumige Worte zu Daten-

schutz und Datensicherheit hervor. Kon-

krete Handlungsansätze sind vielmehr 

die bereits bestehenden Instrumente der 

alten Landesregierung.  

Schon zu Beginn der Wahlperiode und 

spätestens mit Umsetzung der europäi-

schen Datenschutzreform zeichnete sich 

ab, dass sie Veränderungen im Umgang 

mit Daten bringen würde, die gerade für 

mittelständische Unternehmen und Ver-

eine nicht einfach umzusetzen sind. Da-

her haben wir bereits im Oktober vergan-

genen Jahres einen Antrag ins Plenum 

eingebracht, in dem wir die Landesregie-

rung dazu auffordern, angemessene Un-

terstützungsangebote zur Umsetzung 

der Reform aufzulegen. Mehr noch for-

derten wir sie dazu auf, Datenschutz als 

Standortfaktor der nordrhein-westfäli-

schen Wirtschaft auch in der Förderpoli-

tik noch stärker zu profilieren. Dieser 

wichtige Antrag ist letztlich an den Stim-

men der Regierungstragenden Fraktio-

nen gescheitert. 

 

Zum Weiterlesen:  

 Erwiderung auf die kleine Regierungs-
erklärung von Minister Pinkwart in der 
Sitzung des Ausschuss für Digitalisie-
rung und Innovation vom 23.11.2017 
(PDF S. 3-5)  

 Rede zum schwarz-gelben Antrag 
„Chancen der Digitalisierung erkennen 
und nutzen“ vom 22.03.2018 

 Rede zum Antrag „Hohe Datenschutz-
standards sicherstellen – Wirtschaft 
bei Umsetzung der Europäischen Da-
tenschutzreform unterstützen!“ vom 
12.10.2017 

 Antrag „Digitalen und stationären Ein-
zelhandel zusammendenken – Inner-
städtische Quartiere und ländliche 
Räume brauchen Vielfalt und Versor-
gungssicherheit“ vom 27.10.2018 

 Antrag „Hohe Datenschutzstandards 
sicherstellen – Wirtschaft bei Umset-
zung der Europäischen Datenschutzre-
form unterstützen!“ vom 12.10.2017 

 Pressemitteilung „Start-ups brauchen 
konkrete Unterstützung statt Entfesse-
lungsrhetorik und Ideologie“ vom 
08.01.2018 

 https://gruene-fraktion-nrw.de/aktu-
ell/nachrichten/newsletter-land-
tag/ltaktuelldetail/nachricht/wirt-
schaft-bei-umsetzung-der-daten-
schutzreform-unterstuetzen.html 

 

 

 

 

 

 

http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMA17-98.pdf
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMA17-98.pdf
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMA17-98.pdf
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMA17-98.pdf
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMA17-98.pdf
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https://gruene-fraktion-nrw.de/parlament/parlamentarisches/reden/redendetail/nachricht/matthi-bolte-datenschutz-ist-schutz-der-selbstbestimmung-und-schutz-der-menschenwuerde.html
https://gruene-fraktion-nrw.de/parlament/parlamentarisches/reden/redendetail/nachricht/matthi-bolte-datenschutz-ist-schutz-der-selbstbestimmung-und-schutz-der-menschenwuerde.html
https://gruene-fraktion-nrw.de/parlament/parlamentarisches/reden/redendetail/nachricht/matthi-bolte-datenschutz-ist-schutz-der-selbstbestimmung-und-schutz-der-menschenwuerde.html
https://gruene-fraktion-nrw.de/parlament/parlamentarisches/reden/redendetail/nachricht/matthi-bolte-datenschutz-ist-schutz-der-selbstbestimmung-und-schutz-der-menschenwuerde.html
https://gruene-fraktion-nrw.de/parlament/parlamentarisches/reden/redendetail/nachricht/matthi-bolte-datenschutz-ist-schutz-der-selbstbestimmung-und-schutz-der-menschenwuerde.html
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD16-10072.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD16-10072.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD16-10072.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD16-10072.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD16-10072.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-803.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-803.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-803.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-803.pdf
https://gruene-fraktion-nrw.de/presse/service/pressemitteilungen/pmdetail/nachricht/bolte-richter-start-ups-brauchen-konkrete-unterstuetzung-statt-entfesselungsrhetorik-und-ideologie.html
https://gruene-fraktion-nrw.de/presse/service/pressemitteilungen/pmdetail/nachricht/bolte-richter-start-ups-brauchen-konkrete-unterstuetzung-statt-entfesselungsrhetorik-und-ideologie.html
https://gruene-fraktion-nrw.de/presse/service/pressemitteilungen/pmdetail/nachricht/bolte-richter-start-ups-brauchen-konkrete-unterstuetzung-statt-entfesselungsrhetorik-und-ideologie.html
https://gruene-fraktion-nrw.de/presse/service/pressemitteilungen/pmdetail/nachricht/bolte-richter-start-ups-brauchen-konkrete-unterstuetzung-statt-entfesselungsrhetorik-und-ideologie.html
https://gruene-fraktion-nrw.de/aktuell/nachrichten/newsletter-landtag/ltaktuelldetail/nachricht/wirtschaft-bei-umsetzung-der-datenschutzreform-unterstuetzen.html
https://gruene-fraktion-nrw.de/aktuell/nachrichten/newsletter-landtag/ltaktuelldetail/nachricht/wirtschaft-bei-umsetzung-der-datenschutzreform-unterstuetzen.html
https://gruene-fraktion-nrw.de/aktuell/nachrichten/newsletter-landtag/ltaktuelldetail/nachricht/wirtschaft-bei-umsetzung-der-datenschutzreform-unterstuetzen.html
https://gruene-fraktion-nrw.de/aktuell/nachrichten/newsletter-landtag/ltaktuelldetail/nachricht/wirtschaft-bei-umsetzung-der-datenschutzreform-unterstuetzen.html
https://gruene-fraktion-nrw.de/aktuell/nachrichten/newsletter-landtag/ltaktuelldetail/nachricht/wirtschaft-bei-umsetzung-der-datenschutzreform-unterstuetzen.html
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#weltbewegen 

Wie wird NRW digital, innovativ und wirt-

schaftlich stark? Wie begeistern wir Men-

schen dafür, ein Unternehmen zu grün-

den? Wie überzeugen wir den Mittel-

stand, sich für das digitale Zeitalter auf-

zustellen und Arbeitsplätze zu sichern? 

Ich wollte es herausfinden und habe 

mich von Anfang Januar bis Anfang März 

auf #weltbewegen-Tour gemacht.  

Meine Reise führte mich zu Start-ups, In-

kubatoren, Acceleratoren und Hubs, von 

digitalen Mittelständler*innen bis hin zu 

Forschungseinrichtungen und Hochschu-

len. Gemeinsam mit vielen GRÜNEN vor 

Ort war ich am Ende bei über 50 Termi-

nen in ganz Nordrhein-Westfalen. Jeder 

einzelne hat spannende Impulse für un-

sere Grüne Arbeit im Landtag gebracht. 

Wir werden die Hinweise der Prakti-

ker*innen in konkrete politische Maß-

nahmen übersetzen. Nicht zuletzt weildi-

gitale Technologien uns helfen, die Welt 

zu retten. Denn viele reduzieren den Ein-

satz von Ressourcen oder unterstützen 

uns bei der Bekämpfung des Klimawan-

dels. Das gelingt aber nur, wenn wir die 

digitale Transformation richtig gestalten. 

Denn es gibt noch viel zu tun, um noch 

mehr Menschen für das Gründen zu be-

geistern, Innovationen zu fördern und 

den Austausch zwischen Start-ups, Mit-

telstand und Wissenschaft zu verbessern. 

Die wegweisenden Ideen sind vorhan-

den. Weil wir den unterschiedlichsten 

Akteur*innen zuhören und ihre Rückmel-

dungen aufgreifen, bieten wir ihnen kon-

krete Unterstützung statt Ideologie und 
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inhaltsleerer Entfesselungsrhetorik à la 

CDU und FDP.  

Wo sich Schwarz-Gelb die Digitalisierung 

auf die Fahne geschrieben hatte, bleiben 

letztlich Worthülsen. Bei Minister Pink-

wart verkommen Bürokratieabbau, Grün-

derberatung oder Innovationsförderung 

zu bloßen Schlagwörtern – wir füllen sie 

mit Leben. Nebenbei zeigt sich die Lan-

desregierung auch schlecht informiert. 

Während Pinkwart vom „Rheinland Val-

ley“ fabuliert, bestätigt meine Tour, dass 

Innovationen genauso in Schöppingen, 

Attendorn, Beckum oder Bottrop entste-

hen.  

So wie die Landesregierung sich auf eine 

Region des Landes beschränken will, so 

eindimensional ist auch ihr Bild von In-

novator*innen. Wo bei Schwarz-Gelb aus-

schließlich weiße Männer in Sneakern 

die nächste FinTech-Anwendung pro-

grammieren, nehmen wir alle Grün-

der*innen in den Blick: etwa sozial orien-

tierte Unternehmen oder Gründungen 

durch Frauen und Menschen mit Migrati-

onshintergrund.  

Natürlich war der Abbau von Bürokratie 

in den Gesprächen auch ein wichtiges 

Thema. Den Praktiker*innen geht es da-

bei weniger darum, Regeln komplett zu 

streichen. Vielmehr besteht Bedarf an ei-

ner besseren Vorbereitung zum Umgang 

mit den Anforderungen und leichterer 

Anwendung. Ebenso müssen wir über das 

schon erreichte hinaus die digitale Bil-

dung in den Schulen und Hochschulen 

vorantreiben und – ein Thema bei Unter-

nehmen in allen Bereichen und Größen – 

durch eine offenere Einwanderungspoli-

tik und das Werben für bestimmte Be-

rufsfelder den Fachkräftenachwuchs si-

chern.  

#weltbewegen zeigt: Start-ups – gerade 

im innovationsgetriebenen Digitalbe-

reich – und Gründer*innen in etablierten 

mittelständischen Strukturen haben sehr 

unterschiedliche Anforderungen an öf-

fentliche Unterstützung. Das bedeutet 

als Hausaufgabe für die Landespolitik: 

Wir müssen auf unterschiedliche Bedürf-

nisse die passende Antwort geben, wenn 

wir nicht nur die Arbeitsplätze von mor-

gen schaffen, sondern sie auch für über-

morgen bei uns in NRW sichern wollen.  

Das heißt für uns aber auch, dass wir den 

Dialog mit den Akteur*innen stehen wei-

ter fortführen müssen. Zu diesem Zweck 

haben wir am 24.04.2018 zum Abschluss 

der Tour zu einer großen Veranstaltung 

im Landtag NRW eingeladen, bei der wir 

das Positionspapier „Mit Ideen die #welt-

bewegen – Die GRÜNE Agenda für mehr 

Innovation und Gründungswillen in 

NRW“ vorstellen und über die Ergebnisse 

der Tour diskutieren wollten. Mehr als 

siebzig Personen sind unserer Einladung 

gefolgt. Anders als bei anderen grünen 

Veranstaltungen war das Besondere, dass 

hier ein Großteil der Gäste kein grünes 

Parteibuch besaß. 
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Die 10 wichtigsten Punkte aus dem Positionspapier möchte ich hier kurz vorstellen: 

  

 

1. Gestartet um zu bleiben  

Für uns sind Start-ups mehr als junge, di-

gitale Renditeobjekte. Wir glauben, dass 

Start-ups uns helfen, die Klima- und Res-

sourcenwende zu schaffen und den 

Standort NRW zukunftsfähig zu machen. 

Deshalb wollen wir sie optimal unter-

stützen. Wichtig ist uns, dass Gründer*in-

nen auch in der Phase nach der Gründung 

nicht allein gelassen werden. Stattdes-

sen wollen wir Beratungs- und Unterstüt-

zungsangebote in allen Phasen des Start-

ups stärken.   

 

2. Mehr Vielfalt in die Start-up 

Landschaft  

Ideen sind vielfältig wie Menschen, nicht 

alle Zukunftsköpfe kommen von der Uni. 

Wir wollen die Start-up Förderung auch 

für Nicht-Akademiker*innen zugänglich 

machen, denn bei uns gründen nicht nur 

weiße Männer in Sneakern. Für uns ste-

hen die Ideen und die Menschen dahinter 

im Vordergrund, egal wo diese herkom-

men. Wir wollen auch Geschäftsmodelle 

und Produkte jenseits der Technik stärker 

in den Blick nehmen und besonders 

Social Entrepreneurship stärker fördern.  

 

 

3. Mehr Hubs wagen  

Die sechs DWNRW-Hubs arbeiten sehr 

erfolgreich. Ihre Arbeit wollen wir fort-

führen und ausweiten. Darüber hinaus 
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wollen wir das Hub-Angebot für be-

stimmte Zielgruppen, aber auch für alter-

native Geschäftsmodelle stärken. Wir 

wollen den besonderen Bedürfnissen von 

Gründerinnen Rechnung tragen und die 

Zahl der Start-up-Gründungen durch 

Frauen erhöhen. Start-ups, deren Ge-

schäftsmodell oder Produkt einen beson-

deren Beitrag zur Nachhaltigkeit leistet, 

sollen im Sustainabilty Hub einen eige-

nen Ansprechpartner finden.  

 

4. Guter Rat statt Kabelsalat  

Wir wollen kleine und mittlere Unterneh-

men dabei unterstützen, die richtigen IT-

Lösungen für ihre Anforderungen zu fin-

den – durch konkrete einzelbetriebliche 

Unterstützung vor Ort. Dabei wollen wir 

auch die Angebote der Kammern einbe-

ziehen und unterstützen. Dadurch erhö-

hen wir die IT-Sicherheit, schützen Inno-

vation und die Privatsphäre der Kund*in-

nen. 

 

 

 

 

5. Start-ups werden Chefsache  

Wir wollen, dass der Stellenwert von 

Start-ups politisch anerkannt wird. Des-

halb wollen wir, dass die Landesregie-

rung eine*n Start-up- Beauftragte*n ein-

setzt, die/der die Belange von Start-ups 

im Regierungshandeln unterstützt.  

 

6. Mittelstand-up starten  

Kreativität wagen, gerade auch in klei-

nen und mittleren Unternehmen: Für 

viele Mittelständler ist es die richtige In-

novationsstrategie, ein Start-up zu grün-
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den, das außerhalb der eigenen, einge-

fahrenen Strukturen für Innovation sorgt. 

Wir wollen deshalb Start-up-Gründungen 

aus dem Mittelstand unterstützen. So 

kommt der Mittelstand ins digitale Zeit-

alter. 

 

7. Enter die digitale Dimension  

Wir wollen kleine und mittlere Unterneh-

men dabei unterstützen, ihre eigene  Di-

gitalstrategie zu entwickeln. Dabei set-

zen wir besonders auf Kooperationen mit 

Start-ups. Hierfür wollen wir Austausch-

plattformen fördern. Unser Ziel ist, dass 

KMU mit einer guten Digitalstrategie in 

die Lage versetzt werden, selber ihr 

stärkster Konkurrent zu werden. 

 

8. Start-up your City  

Start-ups brauchen Ansprechpartner*in-

nen vor Ort - wir wollen Kommunen hel-

fen, zu Start-up-Standorten zu werden 

und ihr gründungsfreundliches Profil zu 

stärken – auf dem Dorf wie in den Groß-

städten. Damit es dann auch genügend 

gibt, wollen wir mehr Platz für Coworking 

schaffen.  

 

 

9. Lernst Du noch oder gründest Du 

schon?  

Die Gründerprogramme an den Hoch-

schulen sind schwerfällig und bürokra-

tisch. Die Hochschulen kennen ihre Stu-

dierenden aber viel besser als jede ex-

terne Jury und wissen, wer die besten 

Gründer*innen mit den besten Ideen 

sind. Das wollen wir nutzen und mit dem 

Grünen Gründerbudget künftig Gründun-

gen fördern statt Bürokratie.  
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10. Start-up Pay-Back  

Innovation braucht Investition. Wir wol-

len die steuerliche Forschungsförderung 

ins Start-up-Zeitalter überführen. Wer 

forscht, soll einen Innovationsbonus er-

halten. Wer seine Forschung in ein Start-

up ausgliedert, soll dies ebenfalls gel-

tend machen können. Das lohnt sich, 

denn wir alle profitieren vom digitalen 

Fortschritt. 

 

Viele Partner*innen haben uns zu unse-

ren Vorschlägen inspiriert. Diesen Weg, 

die Digitalisierung zu unserem gemein-

samen Projekt zu machen, wollen wir mit 

ihnen und mit vielen weiteren Akteur*in-

nen aus Wirtschaft, Wissenschaft und Zi-

vilgesellschaft gehen - gemeinsam, mu-

tig und mit Lust auf Veränderung! 

Zum Weiterlesen: 

 

 Positionspapier „Mit Ideen die 

#weltbewegen – Die GRÜNE 

Agenda für mehr Innovation und 

Gründergeist in NRW“  

 Infos zur #weltbewegen Tour 

 Videos zur #weltbewegen Tour 

 

 

Schwarz-Gelbes Datenschutzgesetz 

ohne Datenschutz 

Die Europäische Datenschutzreform ist 

ein Quantensprung für den Schutz der 

Privatsphäre. Die Landesregierung 

nimmt aber diesen Impuls nicht auf, son-

dern senkt das Datenschutzniveau insge-

samt deutlich ab. Das haben im Einzel-

nen auch zahlreiche Sachverständige in 

der Anhörung im Landtag bestätigt. Der 

Europäische Verordnungsgeber hat den 

nationalen Gesetzgebern Öffnungsklau-

seln zur Ausgestaltung gegeben. Die 

Landesregierung nutzt keine einzige da-

von zur Stärkung des Datenschutzes. 

Wohl aber nutzt sie jeden Korridor, um 

den Datenschutz zu verschlechtern und 

Freiheitsrechte einzuschränken. Der Ge-

setzentwurf nimmt innovative und für 

die Bürgerinnen und Bürger wichtige Im-

pulse der DSGVO nicht auf. So liefert er 

beispielsweise keine konkreten Vorga-

ben zur datenschutzkonformen System-

gestaltung und zu datenschutzgerechten 

https://matthi-bolte.de/wp-content/uploads/2018/04/Weltbewegen_Positionspapier.pdf
https://matthi-bolte.de/wp-content/uploads/2018/04/Weltbewegen_Positionspapier.pdf
https://matthi-bolte.de/wp-content/uploads/2018/04/Weltbewegen_Positionspapier.pdf
https://matthi-bolte.de/wp-content/uploads/2018/04/Weltbewegen_Positionspapier.pdf
https://matthi-bolte.de/category/weltbewegen/
https://www.youtube.com/watch?v=3bMxs53ZYe4
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Voreinstellungen (Privacy by De-

sign/Default). 

Schwarz-Gelb macht ein Datenschutzge-

setz ohne Datenschutz. CDU und FDP 

vergeben die Chance, an diesem histori-

schen Wendepunkt für den Datenschutz 

auch einen Impuls in NRW zu setzen. Die 

vermeintliche Bürgerrechtspartei FDP ist 

mal wieder im Tiefschlaf. Entweder hat 

man sie über den Tisch gezogen. Oder 

die Liberalen haben das aus Überzeu-

gung mitgemacht, dann sollten sie sich 

schämen. Es ist nicht liberal, mit Video-

kameras Wildpinkler zu jagen. Das ist bil-

ligste Law-and-Order-Symbolpolitik. 

Das Gesetzgebungsverfahren musste in 

größter Eile durchgeführt werden, von 

der Einbringung bis zur Verabschiedung 

vergingen etwa zwei Monate. Wir haben 

durchaus Verständnis für die Fleißarbeit 

die darin steckt, den kompletten Bestand 

des Landesrechts auf Anpassungsbedarf 

hinsichtlich der DSGVO zu überprüfen. 

Aber: Dieses Gesetzgebungsverfahren 

wird dem wichtigen Anliegen in keinster 

Weise gerecht! Die Landesregierung hat 

10 Monate (von Mai bis Februar) ins Land 

gehen lassen, bis sie sich zur Einbringung 

eines Gesetzentwurfs bequemt hat. 

Am beschlossenen Gesetz haben wir in-

haltlich drei große Kritikpunkte: Die er-

schütternde Ambitionslosigkeit von 

Schwarz-Gelb, die  Schwächung der Da-

tenschutzaufsicht und des Grundrechts-

schutzes sowie eine uferlose und völlig 

unverhältnismäßige Ausweitung der Vi-

deoüberwachung. 

Es findet eine erhebliche Schwächung 

der Datenschutzaufsicht und des Grund-

rechtsschutzes statt. Durch eine Senkung 

des Datenschutzniveaus bei gleichzeiti-

ger Schwächung der Datenschutzaufsicht 

betreibt die schwarz-gelbe Landesregie-

rung gleich einen doppelten Raubbau an 

den Freiheitsrechten der Bürgerinnen 

und Bürger von Nordrhein-Westfalen. 

Die Datenschutzbeauftragte wird in ei-

nem besonders sensiblen Bereich ge-

schwächt: Sie darf künftig keine Kontrol-

len des Datenschutzes bei Berufsgeheim-

nisträgern mehr vornehmen. Dabei 

müsste gerade hier ein hoher Anspruch 

an Datenschutz gelten – und es gibt 

nicht wenige Fälle, wo Patientenakten 

verschwinden oder zumindest offen in 

der Praxis rumliegen. Im Bereich des Ver-

fassungsschutzes werden Beschwerde-

wege verbaut, die dringend erforderlich 

sind – weil Verfassungsschutz nur dann 

funktioniert, wenn ihm die Bürger*innen 

vertrauen. Und auch ganz allgemein 

zeigt sich immer wieder, wie wenig sich 

CDU und FDP für unsere Freiheitsrechte 
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interessieren, denn an zahlreichen Stel-

len ist bei Grundrechtseingriffen keine 

Einzelfallabwägung mehr vorgesehen. 

Das Schlimmste an dieser Neuregelung 

ist die Videoüberwachung. Die Neurege-

lung ist unverhältnismäßig und uferlos. 

Die neu aufgenommenen Überwa-

chungszwecke sind zu weit und zu unbe-

stimmt gefasst, um eine verfassungsge-

mäße Grundlage darstellen zu können. 

Nicht nur beim Polizeigesetz, auch hier 

werden am Ende Verfassungsrichter*in-

nen urteilen müssen. 

Im Ergebnis wird die Ausweitung der Be-

fugnisse in der Praxis zu mehr Video-

überwachung führen: Die flächende-

ckende Videoüberwachung von Men-

schen in Parks, Freibädern oder an Bade-

seen, auf Straßen oder öffentlichen Plät-

zen ebenso wie auf Marktplätzen, Prome-

naden, in Fußgängerzonen oder auf Fahr-

radwegen soll nach Schwarz-Gelb mög-

lich sein. Zahllose unbescholtene Bürge-

rinnen und Bürger werden in ihrer Frei-

heit eingeschränkt. Die große Streubreite 

der Videoüberwachung und die rasant 

fortschreitenden technischen Entwick-

lung wie etwa im Bereich von Gesichtser-

kennungssoftware, für die immer ausge-

feilter Produkte entstehen, wird die Aus-

weitung der Videobeobachtung unwei-

gerlich zu negativen Folgen für das ge-

sellschaftliche Klima insgesamt führen. 

Die vorgesehene Speicherfrist von vier 

Wochen für Videoaufzeichnungen ist völ-

lig unverhältnismäßig. 

 

Zum Weiterlesen: 

 Pressemitteilung „Datenschutz sichert 
Bürgerrechte und Gleichberechtigung“ 
vom 26.01.2018 

 Änderungsantrag zu dem Gesetzent-
wurf der Landesregierung für ein „Ge-
setz zur Anpassung des allgemeinen 
Datenschutzrechts an die Verordnung 
(EU) 2016/679 und zur Umsetzung der 
Richtlinie (EU) 2016/680 vom 
16.05.2018 

 Entschließungsantrag zu dem Gesetz-
entwurf der Landesregierung für ein 
„Gesetz zur Anpassung des allgemei-
nen Datenschutzrechts an die Verord-
nung (EU) 2016/679 und zur Umset-
zung der Richtlinie (EU) 2016/680 
(Nordrhein-Westfälisches Datenschutz 
- Anpassungs- und Umsetzungsgesetz 
EU – NRWDSAnpUG-EU)“ vom 
16.05.2018 

 Rede zum NRWDSANpUG-EU vom 
16.05.2017  

 

 

 

 

 

 

 

https://gruene-fraktion-nrw.de/blog/blogpost/nachricht/datenschutz-sichert-buergerrechte.html
https://gruene-fraktion-nrw.de/blog/blogpost/nachricht/datenschutz-sichert-buergerrechte.html
https://gruene-fraktion-nrw.de/blog/blogpost/nachricht/datenschutz-sichert-buergerrechte.html
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-2615.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-2615.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-2615.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-2615.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-2615.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-2615.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-2615.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-2616.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-2616.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-2616.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-2616.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-2616.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-2616.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-2616.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-2616.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-2616.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-2616.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD16-10072.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD16-10072.pdf
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Retro-Hochschulpolitik: schwarz-

Gelbe Zombie-Ideen fressen Mitbe-

stimmung und Studierendenfrei-

heit 

 

Dass die Wissenschaftspolitik bei 

Schwarz-Gelb keinen besonderen Stel-

lenwert genießt, war eigentlich schon 

vor Juli 2017 klar. Aber darauf war ich 

nicht vorbereitet: Auf die Frage „Auch für 

die Hochschullandschaft, für die weitrei-

chende Umbaumaßnahmen geplant sind. 

Bleibt dabei überhaupt noch Zeit für Kul-

tur?“ antwortete Ministerin Pfeiffer-Po-

ensgen in der Rheinischen Post: „Das war 

ein Thema, bevor ich Herrn Laschet die Zu-

sage gab. Ich werde durch zwei erfahrene 

Staatssekretäre unterstützt. So bleibt mir 

die Zeit für Kultur, die von jeher sehr ge-

sprächsintensiv ist“. Im Unterschied zu ihr 

interessieren wir uns für Wissenschaft 

und werden es nicht hinnehmen, dass die 

Hochschulen wieder zum Spielplatz für 

neoliberale Ideologie werden.  

Studiengebühren, Anwesenheitslisten 

und Demokratieabbau – wer glaubte, 

diese Themen wären in der Wissen-

schaftspolitik endlich überwunden, irrt. 

Denn Schwarz-Gelb holt diese Zombies 

wieder aus ihren Gräbern. Bisher lieferte 

Ministerin Pfeiffer-Poensgen loses 

Stückwerk statt konkreter Konzepte. Sie 

wolle der Wissenschaftslandschaft „zum 

Aufbruch verhelfen“, teilte die Ministerin 

im September 2017 im Ausschuss mit. Es 

solle alles besser werden in Forschung 

und Lehre. Die Ministerin erklärte auf 

Nachfrage zur Finanzierung der Hoch-

schulen aber: Das Land werde neben den 

von Schwarz-Gelb angekündigten Stu-

diengebühren für Nicht-EU-Bürger*innen 

sowie Mitteln für eine neue medizinische 

Fakultät an der Uni Bielefeld kein zusätz-

liches Geld in die Wissenschaft investie-

ren. Alles soll besser werden – ohne 

mehr Geld zu investieren. Wie das gehen 

soll, blieb bislang völlig unklar. Wie sol-

len die Hochschulen die Betreuungsrela-

tion deutlich verbessern ohne weiteres 

Geld? Wie sollen die Hochschulen die 

Lehre stärker digitalisieren, ohne dafür 

zusätzliche Mittel zu erhalten? Wenn 

Schwarz-Gelb ohne zu investieren die 

Qualität steigern will, bleiben nur Kür-

zungen an anderer Stelle. Wo also will 

Schwarz-Gelb Mittel streichen, um die 

jährlichen Miet- und Personalkostenstei-

gerungen auszugleichen?  

Wir GRÜNE werden Lehre und Forschung 

weiterhin klare Prioritäten einräumen. 

Wir haben die Bedarfe der Hochschulen 

anerkannt und deshalb zwischen 2010 

und 2017 ihre Mittel um zwei Drittel er-

höht. Studienqualität und Beschäfti-

gungsbedingungen an den Hochschulen 

müssen aber weiter verbessert werden. 



Boltes Bilanz: Bilanz und Ausblick 2017/2018  01.06.2018 

 20  

 

Denn unsere Gesellschaft profitiert von 

Erkenntnissen der Forschung und ist auf 

die Fachkräfte angewiesen, die unsere 

Hochschulen ausbilden. Damit Hoch-

schulen diese wichtigen Funktionen er-

füllen können, müssen alle Mitglieder 

der Hochschulen an Entscheidungs- und 

Gestaltungsprozessen teilhaben können. 

Hochschulen müssen sich auch gemein-

sam mit dem Land übergreifende Ent-

wicklungsperspektiven setzen. Nur so ist 

allen Beteiligten klar, was die wichtigs-

ten landesweiten Ziele sind, auf die sich 

Lehre und Forschung langfristig hin ent-

wickeln sollen. Für uns GRÜNE ist dabei 

das Prinzip der Nachhaltigkeit zentral, 

also gleichzeitig sozial, ökologisch und 

ökonomisch zu denken und zu handeln. 

Wer – wenn nicht unsere Hochschulen – 

sollte hier vorangehen?! 

 

Comeback der Studiengebühren: 

ungerecht und diskriminierend  

Und noch ein Untoter steht durch 

Schwarz-Gelb vor der Wiederauferste-

hung: die Studiengebühren. Nachdem sie 

in NRW von Rot-Grün im Februar 2011 

abgeschafft wurden, folgten alle weite-

ren Bundesländer. CDU und FDP planen 

jetzt den neoliberalen Rollback. Dabei ist 

klar: Studiengebühren für Nicht-EU-Bür-

ger*innen schrecken Talente von einem 

Studium in NRW ab und passen nicht zu 

einer weltoffenen Hochschulkultur. CDU 

und FDP schaden damit dem Wissen-

schafts- und Wirtschaftsstandort NRW. 

Potenzielle Studierende werden auf an-

dere Bundesländer ausweichen. In Ba-

den-Württemberg wurde mit dem erfolg-

ten Rückgang von 21 Prozent der be-

troffenen Studierenden gerechnet. Hier 

liegt der gewichtige Unterschied zu 

NRW: Die schwarz-gelbe Landesregie-

rung tut das nicht und kann bisher schon 

nicht erklären, wie sie bei 30.000 Be-

troffenen, die 3.000 Euro im Jahr bezah-

len sollen, auf 100 Millionen Euro Ein-

nahmen kommen will. Und da sind noch 

nicht einmal die Verwaltungskosten be-

rücksichtigt. CDU und FDP rechnen an-

scheinend sogar mit einer steigenden 

Zahl von ausländischen Studierenden, 

sonst kämen sie nicht auf diese Zahlen – 

das ist absolut unrealistisch. Mit ihrem 

Studiengebühren-Zombie diskriminiert 

die neue Landesregierung Studierende in 

NRW, bremst die Internationalisierung 

der NRW-Hochschulen aus und erschwert 

Forschung und Wirtschaft kompetente 

Fachkräfte zu finden. Nun tut die Minis-

terin so, als wolle sie intensiv die Ergeb-

nisse aus Baden-Württemberg prüfen 

und könnte am Ende gar das Aus für das 

Vorhaben in NRW stehen. Doch da 

täuscht sie alle: Es werden Studienge-

bühren in NRW eingeführt werden – und 

zwar nur weil die FDP es so will. Und 

wenn es nicht zulasten von Nicht-EU-

Bürger*innen geschehen wird, dann für 

Langzeitstudierende oder gar alle. Die 

Ministerin und Ministerpräsident Laschet 

werden sich dem ideologischen Diktat 

der FDP nicht widersetzen.  

Bildungschancen für alle gibt es nur 

ohne Studiengebühren. Daran haben wir 

im Juli 2017 erinnert. Denn während die 

FDP noch im März im Landtag keinen 

Hehl daraus machte, dass sie allgemeine 

Studiengebühren einführen will, hatte 

sich die CDU damals entschieden gegen 

Studiengebühren ausgesprochen. Drei 

Monate später einigten sich CDU und 
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FDP in ihrem Koalitionsvertrag auf Stu-

diengebühren für Studierende aus Nicht-

EU-Ländern. Studierende, Gewerkschaf-

ten, das Deutsche Studentenwerk, Hoch-

schulleitungen aus ganz NRW und viele 

weitere Akteur*innen haben bereits ge-

gen die Pläne von Schwarz-Gelb protes-

tiert. Die Regierung interessiert das 

nicht, wie die Debatte im Landtag und 

die Antworten der Landesregierung auf 

meine Anfragen zeigen. Dabei sind nicht 

einmal alle CDU-Abgeordneten von der 

Einführung der Studiengebühren über-

zeugt. Stefan Nacke, CDU MdL aus Müns-

ter, lehnt sie ab und hält sie für ein „prob-

lematisches Signal“. Für uns ist klar: Stu-

diengebühren sind ein Irrweg! Wir for-

dern die Landesregierung auf, den Hoch-

schulen stattdessen mehr Landesmittel 

zur Verfügung zu stellen, indem sie die 

Gelder für Qualitätsverbesserung ent-

sprechend den Studierendenzahlen dy-

namisiert. Mit diesen sollen die Studien-

bedingungen verbessert werden, insbe-

sondere das Betreuungsverhältnis zwi-

schen Professuren und Studierenden. 

Zum Weiterlesen: 

 Antrag „Nein zur Ausländermaut auf 

dem Campus“ 

 Meine Rede zum Antrag  

 

Soziale Situation der Studierenden 

verbessern  

Die soziale Situation der Studierenden ist 

eng verknüpft mit der Debatte um Stu-

diengebühren und einen auskömmlichen 

Wissenschaftsetat. Für einen bestmögli-

chen Studienerfolg müssen die Rahmen-

bedingungen stimmen. Dazu gehören be-

zahlbarer Wohnraum und Unterstützung 

bei der Finanzierung von Studium und 

Lebensunterhalt. Dies gilt umso mehr für 

Studierende in besonderen Situationen, 

etwa Studierende mit Behinderung, aus-

ländische Studierende, Schwangere oder 

Studierende mit Kindern. Wir haben des-

halb die Landesregierung dazu aufgefor-

dert, ein Bündnis für studentisches Woh-

nen zu initiieren, an dem alle wichtigen 

Akteur*innen beteiligt sind. Zudem sol-

len mit einem Sonderprogramm beste-

hende Studierendenwohnheime saniert 

und neue gebaut werden. CDU und FDP 

dürfen außerdem nicht bei den Studie-

rendenwerken sparen, denen sie schon 

zwischen 2005 bis 2010 Mittel gekürzt 

hatten. Im Gegenteil: Die Landesregie-

rung muss den Zuschuss erhöhen. Das 

Land muss sich außerdem dafür einset-

zen, dass das BAföG möglichst schnell er-

höht, weniger bürokratisch, Bologna- und 

familiengerecht wird. Mittelfristig muss 

das BAföG-System weiterentwickelt wer-

den. Wir schlagen ein Zwei-Säulen-Mo-

dell vor, bestehend aus einem Grundbe-

trag für alle Studierenden und einem in-

dividuell bedarfsangemessenen Zu-

schuss. Diese Leistungen müssen eltern-

unabhängig sein und nicht zurückgezahlt 

werden müssen. 

Zum Weiterlesen: 

 Antrag „Soziale Situation der Studie-

renden verbessern“ 

 Plenardebatte zum Antrag 

 

Studienplätze und Hochschulfinan-

zierung sicherstellen 

Das Interesse an einem Studium ist in 

den letzten Jahren deutlich gestiegen. 

Wer studieren will, muss einen Studien-

platz mit guten Studienbedingungen be-

kommen können. Bildungsgerechtigkeit 

bedeutet, allen Menschen in NRW die 

http://www.wn.de/Muenster/2945765-CDU-Abgeordneter-gegen-Koalitionsplan-Nacke-haelt-nichts-von-Studiengebuehr
http://www.wn.de/Muenster/2945765-CDU-Abgeordneter-gegen-Koalitionsplan-Nacke-haelt-nichts-von-Studiengebuehr
http://www.wn.de/Muenster/2945765-CDU-Abgeordneter-gegen-Koalitionsplan-Nacke-haelt-nichts-von-Studiengebuehr
https://gruene-fraktion-nrw.de/parlament/parlamentarisches/detailparlament/nachricht/nein-zur-auslaender-maut-auf-dem-campus-bildungschancen-fuer-alle-gibt-es-nur-ohne-studiengebueh.html
https://gruene-fraktion-nrw.de/parlament/parlamentarisches/detailparlament/nachricht/nein-zur-auslaender-maut-auf-dem-campus-bildungschancen-fuer-alle-gibt-es-nur-ohne-studiengebueh.html
https://gruene-fraktion-nrw.de/parlament/parlamentarisches/reden/redendetail/nachricht/matthi-bolte-ob-es-auf-der-autobahn-oder-auf-dem-campus-ist-die-auslaendermaut-ist-murks.html
https://gruene-fraktion-nrw.de/parlament/parlamentarisches/detailparlament/nachricht/soziale-situation-der-studierenden-verbessern-zahl-der-wohnplaetze-zuschuesse-an-studierendenwerke.html
https://gruene-fraktion-nrw.de/parlament/parlamentarisches/detailparlament/nachricht/soziale-situation-der-studierenden-verbessern-zahl-der-wohnplaetze-zuschuesse-an-studierendenwerke.html
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument?Id=MMP17%2F10|61|67


Boltes Bilanz: Bilanz und Ausblick 2017/2018  01.06.2018 

 22  

 

Chance auf ein Hochschulstudium zu er-

öffnen, unabhängig von Herkunft, sozia-

lem Status oder dem Geldbeutel der El-

tern. Bisher unterstützen Bund und Län-

der die hohe Nachfrage nach Studien-

plätzen mit dem „Hochschulpakt 2020“. 

Dieser läuft am 31. Dezember 2020 aus. 

Um ein gerechtes und ausgewogenes Fi-

nanzierungssystem zu erreichen, muss 

der Bund die Länder weiterhin unterstüt-

zen. Auch um Irrwege bei der Finanzie-

rung zu vermeiden, etwa die schwarz-

gelben Studiengebühren. Denn von den 

Hochschulen in NRW wird ein hohes Ni-

veau in Lehre und Forschung erwartet. 

Hinzu kommen weitere Aufgaben. Um 

diesen Ansprüchen gerecht zu werden, 

brauchen die Hochschulen eine verlässli-

che Finanzierungsperspektive. Sie brau-

chen eine höhere Grundfinanzierung und 

eine gerechte Mittelverteilung an die 

Hochschulen. Sie brauchen aber auch 

gute Beschäftigungsbedingungen und 

eine Landesregierung, die sich für sie 

einsetzt. 

Zu dem Antrag hat der Wissenschaftsaus-

schuss am 10. Januar 2018 eine Anhö-

rung durchgeführt. Erfreulich waren die 

vielen Stellungnahmen von Fachhoch-

schulleitungen und Landes-ASten-Tref-

fen, über Personalrätekonferenzen bis 

hin zum Hochschullehrerbund, die große 

Zustimmung beinhalteten. In der Plenar-

debatte vom 14. September 2017 hatte 

Ministerin Pfeiffer-Poensgen behauptet, 

dass alle Forderungen des vorliegenden 

Antrags bereits von der Landesregierung 

umgesetzt würden oder den Zielsetzun-

gen des Koalitionsvertrags entsprechen 

würden. Davon war an den Hochschulen 

noch nichts spürbar: „Wir wissen noch 

nicht so richtig, was die Landesregierung 

vor hat“, sagte eine Vertreterin des Hoch-

schulpersonals. 

Zum Weiterlesen: 

 Antrag „Studienplätze und Hoch-

schulfinanzierung sicherstellen“ 

 Meine Rede zum Antrag 

 

Schwarz-Gelb plant ein Studieren-

dengängelungsgesetz 

Die schwarz-gelbe Wissenschaftspolitik 

startet ohne Plan und Mittel. Nur an einer 

Stelle zeigt sich die Ministerin zupa-

ckend: Pfeiffer-Poensgen folgt der Wahl-

kampfrhetorik von CDU und FDP. Sie will 

weg von staatlichen Steuerungsmöglich-

keiten und verspricht, Bürokratie abzu-

bauen. Statt die Hochschulen im Land in 

die Zukunft zu begleiten, setzen CDU und 

FDP mit den Eckpunkten für ein neues al-

tes Hochschulfreiheitsgesetz auf über-

holte Ideen. Die Folgen dieser ideologi-

schen Retro-Politik: mehr Bürokratie, Be-

vorzugung der Hochschulleitungen zu-

lasten von Demokratie und Mitbestim-

mung, weniger Freiheit für Studierende. 

Die schwarz-gelben Entfesselungskünst-

ler trauen den Studierenden in NRW 

nicht zu, selbst zu entscheiden, wie sie 

ihren Studienabschluss bestmöglich er-

reichen und ignorieren die Lebenswirk-

lichkeit vieler Studierender, indem sie 

die Anwesenheitspflichten ausweiten. 

Damit setzen sie sich über das Grundge-

setz hinweg und bescheren den Hoch-

schulen mehr Aufwand. CDU und FDP 

wollen zudem den Landeshochschulent-

wicklungsplan streichen und damit zu-

rück in eine Zeit ohne klare Strukturen in 

https://gruene-fraktion-nrw.de/parlament/parlamentarisches/detailparlament/nachricht/studienplaetze-und-hochschulfinanzierung-sicherstellen.html
https://gruene-fraktion-nrw.de/parlament/parlamentarisches/detailparlament/nachricht/studienplaetze-und-hochschulfinanzierung-sicherstellen.html
•%09https:/gruene-fraktion-nrw.de/parlament/parlamentarisches/reden/redendetail/nachricht/matthi-bolte-die-internationalisierung-der-hochschulen-ist-ein-guter-weg.html
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der Zusammenarbeit. Hochschulen wür-

den wieder jede für sich Ziele anstreben, 

ohne gemeinsame Perspektiven zu ver-

folgen. Wir GRÜNE haben mit dem Hoch-

schulzukunftsgesetz ganz besonders die 

Rechte der Studierenden in den Blick ge-

nommen und ihre Mitbestimmungsmög-

lichkeiten auf vielen Ebenen ausgebaut, 

vor allem in den Senaten und bei Prü-

fungsordnungen. Wir stehen für weitrei-

chende Autonomie der Hochschulen, 

aber auch für klare Verantwortlichkeiten, 

Transparenz sowie die Benennung stra-

tegischer Leitentscheidungen im Dialog 

von Wissenschaft und Politik. Alle diese 

Verbesserungen wollen CDU und FDP 

nun zurückschrauben. Schwarz-Gelb be-

deutet Freiheit für die Militärforschung, 

für die Rektorate, für Professorinnen und 

Professoren – aber eben nicht für die 

Studierenden.  

Mit dem sogenannten Hochschulfrei-

heitsgesetz hat die schwarz-gelbe Lan-

desregierung 2007 die Hochschulen in 

NRW verselbstständigt und die Aufgabe 

des Wissenschaftsministeriums im We-

sentlichen auf die Rechtsaufsicht be-

schränkt. Dabei wurde zwar der Autono-

miegedanke weiterentwickelt, allerdings 

ohne dem Verantwortungsgedanken 

Rechnung zu tragen. Mit dem rot-grünen 

Hochschulzukunftsgesetz von 2014 wur-

den die Fehler des schwarz-gelben Hoch-

schulfreiheitsgesetzes behoben. Das Ge-

setz stärkte die Demokratie an den Hoch-

schulen durch eine stärkere Mitbestim-

mung aller Statusgruppen, vor allem 

durch die Einführung der Gruppenparität 

in den Senaten. Es verbesserte im Inte-

resse der Studierenden die Studienbe-

dingungen und stärkte zeitgemäß das 

selbstbestimmte Studium, unter ande-

rem durch die weitgehende Abschaffung 

der Anwesenheitspflichten. Mit dem Ge-

setz wurde eine Vertretung für die Be-

lange der studentischen Hilfskräfte ein-

geführt. Zugleich schuf es mit den Stu-

dienbeiräten in den Fachbereichen ein 

wichtiges Instrument, das die Studierbar-

keit der Studiengänge und damit sowohl 

die Studienqualität als auch den Studien-

erfolg unterstützt. Wissenschaft und For-

schung stehen in gesellschaftlicher und 

ethischer Verantwortung – diesem Ge-

danken folgte das Hochschulzukunftsge-

setz mit der Implementierung einer Zivil-

klausel, in deren Ausgestaltung die 

Hochschulen ihren Beitrag zu friedlichen 

und nachhaltigen Zielen definieren. Mit 

dem neuen Instrument des Landeshoch-

schulentwicklungsplans wurde eine ge-

meinsame Planung von Land und Hoch-

schulen für landesweite Entwicklungs-

ziele ermöglicht und in einem partner-

schaftlichen Verfahren umgesetzt.  

 

Sitzenbleiben an der Uni?  

Im November 2017 gab der Verwaltungs-

gerichtshof Baden-Württemberg einem 
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Studenten Recht, der gegen die an der 

Universität Mannheim geltende Anwe-

senheitspflicht in Seminaren geklagt 

hatte. Die Entscheidung des Gerichts be-

zieht sich zwar auf die Mannheimer Re-

gelung, ist aber übertragbar auf die Pläne 

für Anwesenheitspflichten in NRW. Die 

Landesregierung will den Hochschulen 

erlauben, die Anwesenheit von Studie-

renden zur Bedingung zu machen, um ein 

Seminar erfolgreich abzuschließen. In 

der aktuellen Debatte in NRW hatten 

Vertreter*innen von Koalitionsfraktionen 

und Landesregierung wiederholt bezwei-

felt, dass Anwesenheitspflichten in die 

Berufsfreiheit der Studierenden eingrei-

fen. Der VGH Baden-Württemberg sieht 

aber durchaus einen solchen Eingriff. 

Nach den breiten Studierendenprotesten 

ist das baden-württembergische Ge-

richtsurteil ein weiterer Warnschuss für 

die NRW-Landesregierung. Anwesen-

heitspflichten in Vorlesungen und Semi-

naren sind mit der grundgesetzlich ge-

schützten Studierfreiheit nicht vereinbar. 

Die von Schwarz-Gelb angekündigte ver-

meintlich neue Freiheit an den Hoch-

schulen gilt offensichtlich nicht für Stu-

dierende. Und auch die Hochschulen 

selbst profitieren nicht: Ihnen droht mit 

Anwesenheitspflichten mehr Bürokratie. 

Wir haben die Landesregierung deswe-

gen in einem Antrag aufgefordert, sich 

von ihren rückwärtsgewandten Plänen zu 

verabschieden. 

 

Zum Weiterlesen: 

 Der Antrag 

 Kurzfassung und Pressebericht 

 Plenarrede zum Antrag 

 

Öffentliche Forschung muss dem 

Frieden dienen 

In einer Zeit, die von großen gesell-

schaftlichen Umwälzungen, internatio-

nalen Krisen und bewaffneten Konflikten 

geprägt ist, müssen wissenschaftliche 

Einrichtungen zu einer friedlichen Lö-

sung der internationalen Herausforde-

rungen beitragen. Mit dem Hochschulzu-

kunftsgesetz haben wir in der vergange-

nen Wahlperiode eine Zivilklausel ge-

setzlich verankert. In ihrer „Kleinen Re-

gierungserklärung“ vor dem Wissen-

schaftsausschuss am 27. September 

2017 hatte Ministerin Pfeiffer-Poensgen 

die Zivilklausel als Beispiel für „zentralis-

tische Instrumente und bürokratische 

Vorgaben“ genannt, die die Landesregie-

rung abschaffen will. Später bekannte sie 

sich explizit dazu, Militärforschung an öf-

fentlichen Hochschulen in Nordrhein-

Westfalen zu ermöglichen. Auch dazu ha-

ben wir umgehend einen Gegenantrag im 

Plenum gestellt. Statt Rüstungsprojekte 

voranzutreiben, sollten Hochschulen da-

ran forschen, wie Frieden gelingen und 

Konflikte zivil gelöst oder verhindert 

werden können. Das sehen auch große 

Teile der Wissenschaft so. Öffentliche 

Forschung muss dem Frieden dienen. Die 

Wissenschaft orientiert sich seit Jahrhun-

derten an den Werten von Freiheit, De-

mokratie und Nachhaltigkeit. Das sollte 

auch Pfeiffer-Poensgen anerkennen und 

nicht der Rüstungslobby ein Geschenk 

machen. 

 
Zum Weiterlesen: 

 Der Antrag 

 Pressemitteilung zum Antrag 

 Plenardebatte zum Antrag

https://gruene-fraktion-nrw.de/parlament/parlamentarisches/detailparlament/nachricht/rechte-der-studierenden-schuetzen-und-rechtssicherheit-wahren-keine-ausweitung-der-anwesenheitspfli.html
https://gruene-fraktion-nrw.de/aktuell/nachrichten/newsletter-landtag/ltaktuelldetail/nachricht/keine-ausweitung-der-anwesenheitspflicht-an-unis-zulassen.html
https://gruene-fraktion-nrw.de/parlament/parlamentarisches/reden/redendetail/nachricht/matthi-bolte-richter-da-wird-nichts-entfesselt-da-wird-nur-noch-verknotet.html
https://www1.wdr.de/nachrichten/landespolitik/pfeiffer-poensgen-interview100.html
https://www1.wdr.de/nachrichten/landespolitik/pfeiffer-poensgen-interview100.html
https://www1.wdr.de/nachrichten/landespolitik/pfeiffer-poensgen-interview100.html
https://gruene-fraktion-nrw.de/parlament/parlamentarisches/detailparlament/nachricht/oeffentliche-forschung-muss-dem-frieden-dienen.html
https://gruene-fraktion-nrw.de/presse/service/pressemitteilungen/pmdetail/nachricht/bolte-richter-die-zivilklausel-muss-bleiben.html
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument?Id=MMP17%2F12|71|77
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Raus aus der Blase 

Eine Lehre aus der Niederlage bei der 

Landtagswahl lautet für mich: Wir 

GRÜNE und natürlich auch ich als Abge-

ordneter müssen noch mehr als bisher 

raus in die Welt gehen. Unter dem Motto 

„Matthi macht’s“ werde ich in dieser 

Wahlperiode Tagespraktika in Bielefel-

der Betrieben, sozialen Einrichtungen 

und weiteren Institutionen machen, um 

mir vor Ort ein Bild zu verschaffen. Ich 

möchte aber auch, dass wir GRÜNE wie-

der stärker gesellschaftliche Debatten 

mitgestalten. Deshalb starteten wir 2018 

mit dem neuen Veranstaltungsformat 

„Matthi lädt ein“. Wir wollen dabei in ei-

nem offenen Rahmen mit Menschen und 

Institutionen sprechen, die unsere Stadt-

gesellschaft gestalten und von denen wir 

GRÜNE lernen können.  

Mein erster Termin führte mich – auch 

weil die Idee für „Matthi macht’s“ in ei-

nem Gespräch mit dem Chef entstanden 

war – im August 2017 in Büscher’s Res-

taurant in den gastronomischen Alltag. 

Inzwischen habe ich auch einen Tag in 

einem sozialen Beschäftigungsprojekt 

absolviert und weitere Termine für den 

Herbst sind schon in Planung. Ich ver-

zichte bei diesen Tagen bewusst auf 

Pressebegleitung, um einen möglichst 

unverfälschten Eindruck gewinnen zu 

können. Meine Eindrücke zählen und sie 

sollen mir helfen, zukunftsfähige Politik 

zu entwickeln.  

 

Medizinische Fakultät OWL zum 

Erfolg machen 

Die medizinische Versorgung in OWL 

muss verbessert werden. Diese Forde-

rung hat der GRÜNE Bezirksverband OWL 

auf meine Initiative hin bekräftigt. Des-

halb unterstützen wir die Gründung einer 

medizinischen Fakultät OWL. Ankündi-

gungen der Landesregierung allein rei-

chen aber nicht aus – wir wollen das Pro-

jekt wirklich zum Erfolg für die ganze Re-

gion machen. Dabei dürfen die bisheri-

gen Erfolge des Kooperationsmodells mit 

der Uni Bochum nicht verloren gehen. 

Denn sie genießen in der Region bereits 

eine breite Anerkennung. An den Klini-

ken in Herford und Minden-Lübbecke 

wurden zweistellige Millionenbeträge in-

vestiert, die hervorragende Studienbe-

dingungen bieten, die bei den Bochumer 

Studierenden begehrt sind. Deshalb müs-

sen die bestehenden Strukturen in die 

Konzeption einer neuen Fakultät inte-

griert werden.  

Grundvoraussetzung für den Erfolg des 

Projekts ist eine auskömmliche Finanzie-

rung durch das Land. Davon sind wir 
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noch weit entfernt. Die ersten, un-

verbindlichen Ankündigungen der Wis-

senschaftsministerin bleiben sogar noch 

hinter den Forderungen ihrer Kabinetts-

kollegen zurück. 

Wir fordern daher, dass eine Medizini-

sche Fakultät für OWL eine entspre-

chende Ausrichtung erhält. Sowohl der 

Schwerpunkt Allgemeinmedizin, als auch 

Lehre und Forschung für die anstehende 

Digitalisierung der medizinischen Ver-

sorgung sind für das Gelingen des Projek-

tes unabdingbar. Es muss aber auch klar-

gestellt werden, dass die Fakultät für die 

gesamte Region eingerichtet wird.  

Wir fordern auch, dass die Landesregie-

rung mit offenen Karten spielt, eine ehr-

liche Prognose für die Investitions- und 

Betriebskosten erstellt und den zu erwar-

tenden hohen Finanzbedarf auch im Lan-

deshaushalt festschreibt. Denn: Ohne so-

lide und auskömmliche Finanzierung 

wird die medizinische Fakultät für OWL 

nicht funktionieren! 

 
Zum Weiterlesen:  

 
 Positionspapier „Medizinerausbil-

dung zum Erfolg machen! Gelin-

gensbedingungen für eine Medizini-

sche Fakultät OWL“ 

 
 

Dicke Luft am Bielefelder Jahnplatz 

Der Jahnplatz ist das Zentrum der Biele-

felder Innenstadt und zugleich erheblich 

mit Luftschadstoffen belastet. Zu diesem 

Thema habe ich in den vergangenen Mo-

naten immer wieder Kleine Anfragen an 

die Landesregierung gerichtet.  

http://www.gruene-owl.de/userspace/NW/kv_owl/MedFak/Medizinerausbildung_zum_Erfolg_machen.pdf
http://www.gruene-owl.de/userspace/NW/kv_owl/MedFak/Medizinerausbildung_zum_Erfolg_machen.pdf
http://www.gruene-owl.de/userspace/NW/kv_owl/MedFak/Medizinerausbildung_zum_Erfolg_machen.pdf
http://www.gruene-owl.de/userspace/NW/kv_owl/MedFak/Medizinerausbildung_zum_Erfolg_machen.pdf
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Die Landesregierung musste im Septem-

ber 2017 auf meine Anfrage hin einräu-

men, dass die Behauptungen der lokalen 

Akteure von CDU und FDP unwahr und 

die Messungen rechtlich wie fachlich 

nicht zu beanstanden sind. Aber selbst 

fachlich korrekte Messergebnisse haben 

bei Schwarz-Gelb nur dann Bestand, 

wenn sie in die Ideologie von CDU und 

FDP passen. Die aktuellen Gutachten und 

die Änderung der Messmethodik sind nur 

Teil der schwarz-gelben Verschlep-

pungstaktik. Dabei besteht im Hinblick 

auf die Gesundheit der Bielefelder Bevöl-

kerung nach wie vor Handlungsbedarf, 

weil die Grenzwerte bereits seit Jahren 

überschritten werden. Statt immer weiter 

über die Messwerte zu diskutieren, soll-

ten wir endlich über saubere Luft und 

eine attraktive Innenstadt sprechen. 

Ob durch den Passivsammler oder durch 

den Messcontainer gemessen: Die Stick-

oxidwerte am Jahnplatz sind zu hoch. 

Statt bis zum Sankt-Nimmerleinstag zu 

messen, brauchen wir jetzt konsequentes 

Handeln. Darin bestätigen die Stellung-

nahmen der Landesregierung die GRÜNE 

Position. 

 

Bielefeld-Zukunftsstadt 

 

Digitalisierung, Klimawandel und gesell-

schaftliche Veränderungen fordern unser 

Zusammenleben immer mehr heraus. 

Erste Auswirkungen auch in Städten 

schon zu spüren. Für die Zukunftsfestig-

keit einer Stadt ist daher die Frage ent-

scheidend, wie sie den Weg in die Wis-

sensgesellschaft und in das digitale Zeit-

alter bewältigt. Wir wollen diesen Weg 
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und die damit verbundenen Verände-

rungsprozesse gestalten und sehen in 

(digitalen) Innovationen das  benötigte 

Werkzeug, die Stadt sozial-ökologisch zu 

entwickeln. Dieser  Prozess muss  insbe-

sondere vor Ort  angegangen und umge-

setzt werden.  

Bei unserer Veranstaltung „Bielefeld – 

Zukunftsstadt“ haben wir diese Dimensi-

onen benannt, den Handlungsbedarf 

identifiziert und gemeinsam mit  Vertre-

ter*innen aus Wirtschaft, Verwaltung, 

Wissenschaft und Zivilgesellschaft kon-

krete Maßnahmen diskutiert, mit denen 

wir Bielefeld für die Herausforderungen 

des digitalen Zeitalters zukunftsfest ma-

chen. 

 

Smart City für den Klimaschutz 

Intelligente Straßenbeleuchtung, be-

darfsgerechte Abfallentsorgung, klima-

freundliche City-Logistik – Zahlreiche 

Smart City Konzepte sorgen für Energie- 

und Ressourceneffizienz. Was passiert 

schon in Bielefeld und wo können wir 

besser werden? Welche Rolle spielt da-

bei der Datenschutz?  

 

Wissen für die ökologisch-soziale Trans-

formation  

Bielefeld versteht sich immer mehr als 

Wissenschaftsstadt. Die Hochschulen 

setzen wichtige Impulse für die zukunfts-

fähige Entwicklung der Stadt. Welche 
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Rahmenbedingungen muss die Stadt ver-

bessern? Was können die Hochschulen 

leisten? Wie kann das Wissen der Hoch-

schulen in die Stadtgesellschaft trans-

portiert werden?  

 

Startups als Innovationsmotor  

Wir wollen Startups auch in Bielefeld för-

dern, denn sie bringen Innovationen 

auch in die etablierten, mittelständisch 

geprägten Strukturen. Diese Innovatio-

nen brauchen wir für die ökologisch-so-

ziale Transformation. Startups brauchen 

konkrete Unterstützung, aber auch ein 

angemessenes Ökosystem. Förderange-

bote und eine „kreative Stadt“ als Umfeld 

gehen also Hand in Hand. Was kann die 

Stadt für beide Dimensionen leisten? 

Welche Akteurinnen und Akteure müssen 

wir einbinden?  

 

Einen Reader zu der Veranstaltung findet ihr hier . 

 

 

 

 

https://matthi-bolte.de/wp-content/uploads/2018/06/Reader-Bielefeld-Zukunftsstadt.pdf
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Diese Zwischenbilanz wäre zu wenig, 

wenn ich nur zurück auf das erste Jahr in 

der 17. Wahlperiode blicken würde. Viele 

der angestoßenen Projekte werde ich 

fortsetzen und weiterentwickeln, z.B. die 

#weltbewegen- Tour. Ich plane aber na-

türlich auch neue inhaltliche Projekte 

und neue Formate für und mit Euch. 

 

 

 

Mit der #weltbewegen Tour konnte ich 

seit Anfang des Jahres eine gute Grund-

lage für die weitere Arbeit im Digitalbe-

reich schaffen – und zwar zusammen mit 

Startups, Mittelständlern, Forschungs-

einrichtungen und Zivilgesellschaft. Die-

sen Ansatz einer möglichst breiten Betei-

ligung werde ich in jedem Fall beibehal-

ten.  

 

 

Gründerinnen und Gründer brauchen 

konkrete Unterstützung statt Entfesse-

lungsblabla. Dafür steht unsere Agenda 

„Mit Ideen die #weltbewegen“ für mehr 

Innovation und Gründergeist in NRW. Sie 

enthält noch mehr Vorschläge, wie wir 

das Gründungsklima in NRW verbessern 

können, aber die zehn Projekte, die ich im 

Lauf des kommenden Jahres angehen 

will, sind:  

 

1. Gestartet um zu bleiben – Grün-

der*innen müssen optimal unter-

stützt werden, damit aus Start-

ups die Unternehmen von mor-

gen werden. 

2. Mehr Vielfalt in die Start-up 

Landschaft – Nicht Hochschulab-

schlüsse, sondern Ideen und Per-

sönlichkeiten, egal woher diese 

kommen, machen Gründer*innen 

– in diese wollen wir investieren. 

3. Mehr Hubs wagen – Wir wollen 

das erfolgreiche Hub-Netzwerk in 

NRW verstetigen sowie themen- 

bzw. zielgruppenspezifisch aus-

bauen, um Gründer*innen opti-

mal zu unterstützen. 

4. Guter Rat statt Kabelsalat – Wir 

wollen den Herausforderungen 

der Digitalisierung für mittelstän-

dische Unternehmen mit einer 

konkreten, einzelbetrieblichen 

Unterstützung begegnen. 

5. Start-ups werden Chefsache – 

Wir fordern einen Start-up-Beauf-

tragten als Bindeglied zwischen 

Start-ups und Politik. 

6. Mittelstand-up starten – Wir wol-

len Start-up-Ausgründungen aus 



Boltes Bilanz: Bilanz und Ausblick 2017/2018  01.06.2018 

 31  

 

Betrieben unterstützen und so 

die Innovationskraft mittelständi-

scher Unternehmen entfesseln. 

7. Enter die digitale Dimension – 

Wir wollen disruptive Innovati-

onssprünge aus dem Mittelstand 

heraus unterstützen und sehen in 

Kooperationen mit Start-ups eine 

treibende Kraft. 

8. Start-up your City – Wir wollen 

Kommunen und Städten helfen, 

zu gründungsfreundlichen Start-

up-Standorten zu werden. 

9. Lernst Du noch oder gründest Du 

schon? – Wir wollen durch ein ei-

genes Budget die Gründungsför-

derung der Hochschulen entbüro-

kratisieren und so die Freiheit der 

Hochschulen stärken. 

10. Start-up Pay-Back – Forschung, 

egal ob im Unternehmen oder an 

ein Start-up ausgegliedert, muss 

steuerlich gefördert werden. Da-

für setzen wir uns ein. 

  

Auch die Landesregierung will in diesem 

Jahr Maßnahmen zur Unterstützung von 

Gründerinnen und Gründern auf den Weg 

bringen. Vieles davon ist die eingangs er-

wähnte Rhetorik. Konkret ist einzig das 

Gründungsstipendium „1000x1000“. Die-

sem Programm stehen wir grundsätzlich 

offen gegenüber, sehen aber auch noch 

Verbesserungsbedarf. Die Grundidee, ein 

Stipendium für Gründungswillige in der 

(Pre-)Seed-Phase in Höhe von 1000 Euro 

monatlich, für eine Dauer von einem Jahr 

einzuführen, um ihnen die Möglichkeit zu 

geben, sich vollumfänglich auf die Ent-

wicklung einer Idee zu konzentrieren, se-

hen wir positiv. Wir werden aber darauf 

drängen, dass das Programm tatsächlich 

Start-ups zugutekommt. Reine Mitnah-

meeffekte sollten vermieden werden, so-

weit dadurch keine überbordende Büro-

kratie entsteht. Außerdem halten wir die 

künstliche Begrenzung auf 1000 Grün-

dungswillige für unnötig. Wir sind der 

Überzeugung, dass es mehr gute Ideen in 

Nordrhein-Westfalen gibt. Gerade in ei-

ner Zeit sprudelnder Steuereinnahmen, 

sollten wir in die Zukunftsfähigkeit des 

Wirtschaftsstandorts Nordrhein-Westfa-

len investieren. 

 

 

Gründerstipendium 

Bereits im Koalitionsvertrag haben CDU 

und FDP ein Gründerstipendium ange-

kündigt. Damit möchte Schwarz-Gelb 

1000 Gründerinnen und Gründer in der 

Pre-Seed und Seed Phase mit 1000 Euro 

Deine Ideen sind gefragt! 

Ende des Jahres gehe ich wieder auf 

Tour. Wohin? Das entscheidest Du mit! 

Kennst Du digitale Betriebe, die mehr 

Aufmerksamkeit brauchen? Forscher, 

die die Zukunft erfinden? Neue, digitale 

Arbeitsmodelle, die auch andere aus-

probieren sollten? Dann melde Dich bei 

mir! Kontaktdaten auf der Rückseite. 
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im Monat für ein Jahr unterstützen und so 

junge und innovative Unternehmen in 

der Gründung zu unterstützen. Das Sti-

pendium soll dezentral durch eine Jury 

vergeben werden und so möglichst büro-

kratiearm und unkompliziert sein. In sei-

nem schriftlichen Bericht zur Sitzung des 

ADI am 25. Januar 2018 kündigte Minis-

ter Pinkwart an, dass die Richtlinie bis 

zum Sommer 2018 in Kraft treten solle. 

Wir GRÜNE stehen dem Plan der Landes-

regierung, ein „Gründerstipendium NRW“ 

einzuführen, offen gegenüber, sehen 

aber auch noch einige Unklarheit und 

Verbesserungsbedarf. Die Grundidee 

Gründerinnen und Gründer den Freiraum 

zu verschaffen, sich vollumfänglich auf 

die Entwicklung einer Idee zu konzent-

rieren können, sehen wir positiv. 

Klärungsbedarf sehe ich insbesondere 

darin, ob auch bereits durch andere Pro-

gramme geförderte Stipendiat*innen ein 

Gründerstipendium erhalten können. All-

gemein bleibt offen, wer genau Ziel-

gruppe dieses Stipendiums ist, zu deren 

Klärung auch der schriftliche Bericht des 

Ministers nicht beiträgt. Ich habe die Be-

fürchtung, dass Pinkwart hier einen all-

gemeinen Gründerbegriff zugrunde legt, 

durch den das Stipendium auch für Grün-

derinnen und Gründer aus Industrie, 

Handwerk oder Handel offen stünde. Für 

diese gibt es in NRW aber schon eine 

Vielzahl an Unterstützung. Wir wollen 

aber, dass dieses Geld ausschließlich 

Gründungswilligen zugutekommt, die 

mit innovativen Ideen die Welt bewegen 

wollen. Deshalb wollen wir hier ein Auge 

drauf haben und uns dafür einsetzen, 

dass die unterstützt werden, die es brau-

chen. 

Außerdem bleibt bis heute offen, durch 

wen und nach welchen Kriterien die Sti-

pendien vergeben werden sollen. Im Ja-

nuar wies Minister Pinkwart zwar darauf 

hin, dass sich viele Akteure auf die 

Vergabe des Stipendiums vorbereiteten, 

aber weiter konkretisieren konnte er es 

nicht.  

Letztlich halten wir die künstliche Be-

grenzung auf 1.000 Gründungswillige für 

unnötig. Wir sind der Überzeugung, dass 

es mehr gute Ideen in Nordrhein-Westfa-

len gibt. Gerade in einer Zeit sprudelnder 

Steuereinnahmen, sollten wir in die Zu-

kunftsfähigkeit des Wirtschaftsstandorts 

NRW investieren. Wir wollen Menschen, 

die gründen wollen, aber auch darüber 

hinaus aktiv fördern. Start-ups, diewäh-

rend des Gründungsstipendiums eine 

überzeugende Arbeit geleistet haben, 

sollen Zugang zum neu aufzulegenden 

NRW-Gründungskapital erhalten. Dabei 

handelt es sich nach unserer Vorstellung 

um ein flexibles und zinsfreies Darlehen 

von bis zu 25.000 Euro. Es soll den Start-

ups bei der Umsetzung ihres Geschäfts-

modells und beim Markteintritt unter die 

Arme greifen. Die Rückzahlung erfolgt, 

sobald das Unternehmen Fuß gefasst hat. 

 

Digitale Infrastruktur  

Bei allen Erfolgen der letzten Jahre, eine 

wirkliche Erfolgsgeschichte ist der Aus-

bau der digitalen Infrastruktur in 

Deutschland insgesamt nicht. Wir stehen 

an der Schwelle zu einer Zeitenwende: 

Das Kupferkabel hat ausgedient, jetzt 

muss Glasfaser flächendeckend kommen 
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– und zwar bis zum Bauernhof. Alle net-

ten Überschriften der Landesregierung 

reichen nicht mehr, jetzt ist Liefern ange-

sagt.  

Ich habe mir für das kommende Jahr vor-

genommen, den Bereich des 5G-Ausbaus, 

der eng mit dem Glasfaserausbau zusam-

menhängt, stärker in den Fokus zu neh-

men. Die anstehende Frequenzauktion 

wird erheblichen Einfluss auf die Aus-

baugeschwindigkeit und –Qualität des 

Glasfasernetzes insgesamt haben. Des-

halb werden wir hierbei ganz genau hin-

schauen.  

Es steht und fällt aber mit einer aus-

kömmlichen Finanzierung des Ausbaus. 

Die Landesregierung muss endlich ihre 

Zahlen konkretisieren und nicht nur sa-

gen, wie viel Geld sie braucht, sondern 

auch, wo sie es hernehmen will. Das gilt 

vor allem deshalb, weil wir auf lange 

Jahre Erfahrungen mit leeren Verspre-

chungen des Bundes zurückblicken kön-

nen.  

 

Digitale Verwaltung  

Bisher ist nicht viel los bei der digitalen 

Verwaltung. Wir wollen das volle Poten-

zial des öffentlichen Sektors für den ge-

sellschaftlichen digitalen Wandel heben. 

Schwarz-Gelb gibt sich hingegen mit 

Kleinkram zufrieden, der dann auch noch 

völlig unzureichend, unverbindlich und 

ambitionslos umgesetzt wird. Wo Digital 

Leadership gebraucht wird, kommt in 

NRW aktuell nur Dienst nach Vorschrift.  

Hierzu werden wir klare Gegenangebote 

machen. Das Ziel muss es sein, die digi-

tale Verwaltung in die Fläche zu bringen. 

Das geht mit Anreizen und Angeboten, 

aber ganz ohne Verbindlichkeit wird es 

nicht gelingen. Auch Modellprojekte sind 

nicht falsch. Wenn man aber – und die 

digitale Verwaltung ist hier wirklich ein 

Paradebeispiel – auch nach zwei Jahr-

zehnten nur ein paar Leuchttürme auf 

der Landkarte hat, aber keine Schiffe, de-

nen sie den Weg weisen könnten, muss 

man eben den Kurs ändern. Bei den Digi-

talisierungsbemühungen dürfen die Be-

schäftigten nicht hinten runterfallen, 

sondern die digitale Verwaltung muss 

eine Gemeinschaftsaufgabe werden.  

 

Transparenz und Open Data  

Das Transparenzgesetz ist kurz vor Ende 

der letzten Wahlperiode an der SPD ge-

scheitert. Wir konnten zwar Erfolge erzie-

len, z.B. durch die Open.NRW-Strategie 

und den Open Government Pakt. Der 

größte Erfolg blieb aber doch aus. Und er 

wird auch bis 2022 ausbleiben, denn 

Schwarz-Gelb wird – hier möchte man 

sagen: wen wundert’s! – nichts für mehr 

Transparenz tun. Ein Transparenzgesetz 

wird NRW auch in dieser Legislatur nicht 

bekommen.  

Umso mehr kommt es nun auf das von 

Schwarz-Gelb angekündigte Open Data 

Gesetz an. Wenn es wirklich so kommt 

wie im Koalitionsvertrag angekündigt, 

wird sich dieses am völlig unzureichen-

den Bundesgesetz orientieren. Das ist zu 

wenig. Die Potenziale von Open Data 

sind immens. Ich habe mir vorgenom-

men, auch hier Impulse zu setzen, um 

mehr Daten in NRW zu befreien.  
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Dazu gehört auch, dem alten Grundsatz 

„Private Daten schützen, öffentliche Da-

ten nützen“ wieder Geltung zu verschaf-

fen. Es kann nicht sein, dass Kommunen 

durch ihre Spitzenverbände angehalten 

werden, möglichst viele Daten möglichst 

teuer abzugeben. Der offene Zugang zu 

Daten sollte stattdessen selbstverständ-

lich sein.  

 

 

Wer macht eigentlich noch Wissen-

schaftspolitik? Wissenschaftsministerin 

Pfeiffer-Poensgen lässt keine Gelegen-

heit aus, um zu betonen, dass sie es ei-

gentlich nicht ist. So richtig es ist, Hoch-

schulen in ihrer Autonomie zu stärken 

und Wissenschaftsfreiheit zu ermögli-

chen, so sehr wird diese Freiheit durch 

die Landesregierung missverstanden. 

Denn die Devise darf nicht lauten „Liebe 

Hochschulen, macht mal“, sondern es 

braucht einen gesellschaftlichen Rah-

men und auch einen politischen Gestal-

tungsanspruch.  

 

Beides fehlt. Der bisher vorliegende Ge-

setzentwurf für ein neues Hochschulge-

setz ist an den meisten Stellen nicht 

Fisch und nicht Fleisch. Ein paar um-

strittene Normen des Hochschulzu-

kunftsgesetzes werden zwar de facto 

rückabgewickelt, aber nicht einmal dazu 

hat die schwarz-gelbe Landesregierung 

den Mut, denn die abschließende Ent-

scheidung überlässt sie in der Regel den 

Hochschulen.  

 

Hochschulgesetz 

Mit seinem Angriff auf die Hochschulde-

mokratie und neue Bürokratie zeigt der  

Referentenentwurf zum neuen Hoch-

schulgesetz eines: Schwarz-Gelb macht 

Retro-Politik aus dem vergangenen Jahr-

hundert. Der Gesetzentwurf ist demokra-

tiefeindlich, denn er beschränkt die Mit-

bestimmungsmöglichkeiten der Studie-

renden als größter Statusgruppe der 

Hochschulen. Er nimmt gerade Studie-

renden aus sozial schwachen Elternhäu-

sern die Aufstiegschance, indem er mit 

verfassungsrechtlich fragwürdigen An-

wesenheitspflichten diejenigen bestraft, 

die neben dem Studium arbeiten müs-

sen. Hier läuft schwarz-gelb den Konser-

vativen Kräften an den Unis hinterher, 

statt die Rahmenbedingungen für gute 

Lehre zu schaffen. Die Abschaffung der 

Studienbeiräte wird die Probleme der 

Bologna-Reform, insbesondere die man-

gelnde Studierbarkeit von Studiengän-

gen, wieder auf die Tagesordnung brin-

gen. Schließlich ignoriert die Landesre-

gierung auch die gesellschaftliche Ver-

antwortung der Hochschulen, indem sie 

die Zivil- und Nachhaltigkeitsklausel 

streicht. Die schwarz-gelben Ideologen 

und die Lobbyisten konservativer Pro-

fessoren haben sich im Wissenschafts-

ministerium durchgesetzt. Für Studie-

rende haben CDU und FDP nichts übrig. 

 

Der Widerstand gegen das neue Hoch-

schulgesetz wird im Wissenschaftsbe-

reich sicherlich den Schwerpunkt im 

kommenden Jahr bilden. Gemeinsam mit 

Campusgrün, der Grünen Jugend und 

den GRÜNEN Kreis- und Ortsverbänden, 

insbesondere in den Hochschulstädten, 

will ich diesen Widerstand bunt und 

vielfältig gestalten. Mit dem im Be-

schluss des LPR vom April 2018 ange-

legten Rechtsanspruch auf gute Lehre 

werden wir ein ausbuchstabiertes Alter-

nativangebot zu Anwesenheitslisten, 
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weniger Demokratie und beschränkter 

Selbstbestimmung vorlegen.  

 

Studiengebühren 

Wenn man sich den bisherigen Verlauf 

der Debatte zu den Ausländerstudienge-

bühren anschaut, fällt auf, wie kleinlaut 

CDU und FDP inzwischen sind. Das 

klang bei Vorlage des Koalitionsvertrags 

noch ganz anders, da war die Koalition 

überzeugt: Die Ausländermaut kommt. 

Es wurden die genauen Details genannt, 

die Redner der regierungstragenden 

Fraktionen im Landtag wussten, wer 

zahlen soll und wer nicht, und wie viele 

das sind. Wir haben im vergangenen 

Jahr immer wieder nachgebohrt. Und 

heute ist die Lage anders: Keine Zahlen, 

kein genauer Plan und zumindest bei 

der Ministerin auch ganz klar erkennbar, 

keine Lust mehr, diesen faulen Kompro-

miss der Regierungskoalition durchzu-

setzen. Das alles zeigt, wie weit die Lan-

desregierung sich mittlerweile von die-

ser bürokratischen Schnapsidee abge-

setzt hat 

 

Der Grund ist einfach. Schwarz-Gelb hat 

erkennbar keine Mehrheit für die Aus-

ländermaut auf dem Campus. Eine breite 

Front hat sich inzwischen formiert: Stu-

dierendenvertreter, die Landesrektoren-

konferenzen, auch die Senate renom-

mierter Universitäten lehnen die Stu-

diengebühren für Nicht-EU-Ausländer 

ab. Wir werden weiter daran arbeiten, 

dass Schwarz-Gelb dieses Projekt beer-

digt. Entweder aus Einsicht, aus Lustlo-

sigkeit oder als Kapitulation vor dem 

gesellschaftlichen Protest. Dabei wäre 

die Lösung ganz einfach. Wenn die Wis-

senschaft für Schwarz-Gelb wichtig ge-

nug wäre, hätte der Finanzminister ge-

nügend Überschüsse, aus denen auch 

etwas im Wissenschaftsetat ankommen 

könnte. Bisher hat sich die Wissen-

schaftsministerin konsequent am Füll-

horn des Finanzministers vorbeige-

schlängelt – es wird Zeit, dass sich das 

ändert.  

 

 

Der wahrscheinlich wichtigste Anknüp-

fungspunkt im kommenden Jahr zwi-

schen Wahlkreis und Land wird die me-

dizinische Fakultät OWL sein. Wir wol-

len, dass dieses Projekt ein Erfolg wird – 

nicht wegen Schwarz-Gelb, sondern 

trotz Schwarz-Gelb. Ansonsten habe ich 

stark im Blick, dass Bielefeld unter den 

Verzögerungen bei der digitalen Modell-

region OWL genauso zu leiden hat wie 

die übrigen Kommunen. Mit der Reakti-

vierung der AG Verkehr des Grünen Be-

zirksverbands gibt es auch noch ein wei-

teres Thema, mit dem ich in der Region 

unterwegs bin.  

 

Neben dem schon angesprochenen 

„Matthi macht’s“ feiert noch in diesem 

Jahr auch „Matthi lädt ein“ Premiere – 

ein Veranstaltungsformat, mit dem wir 

den konstruktiven Dialog mit unseren 

zivilgesellschaftlich organisierten Bünd-

nispartner*innen institutionalisieren 

können. Ein neues Format soll „Reden 

wir!“ heißen. Mir schwebt eine Mischung 

aus Bürgersprechstunde, Townhall und 

öffentlicher Debatte vor. Kein Anliegen 

soll unbearbeitet bleiben. Das Fein-

tuning allerdings läuft noch.  
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Mit zahlreichen Anträgen haben wir in 

meinem Fachbereich immer wieder The-

men auf die Agenda gesetzt. Vom grund-

rechtsfeindlichen Staatstrojaner bis zum 

Facebook-Datenskandal, von der Daten-

schutzreform bis zur Förderung der digi-

talen Wirtschaft und von Anwesenheits-

listen im Seminar bis zu Studiengebüh-

ren.  

 

„Nein zur Ausländermaut auf dem 

Campus – Bildungschancen für alle 

gibt es nur ohne Studiengebühren“ 

- Antrag vom 04.07.2017 

Vor der Wahl fand die FDP Studienge-

bühren für Ausländer*innen noch „diskri-

minierend“, jetzt will sie sie einführen. 

Und die CDU bricht alle Versprechungen 

und macht eifrig mit.  

 

„Freiheit sichern – Keine Grundla-

gen für den NRW-Trojaner schaf-

fen“ 

- Antrag vom 04.07.2017 

Schwarz-Gelb ist eine akute Gefahr für 

unsere Grundrechte! Nachdem die Große 

Koalition im Bund den Staat zum größten 

Hacker gemacht hat, darf NRW nicht 

nachziehen. CDU und FDP sind dennoch 

auf dem besten Weg in den Überwa-

chungsstaat.  

 

„Nordrhein-Westfälische Wirt-

schaft braucht konkrete Unterstüt-

zung bei der Digitalisierung anstatt 

wirkungslose Symbolpolitik“ 

- Antrag vom 05.09.2017 

Erinnert Ihr Euch noch an den schwarz-

weißen Mann im Bundestagswahlkampf 

und sein Plakat „Die Digitalisierung än-

dert alles - wann ändert sich die Politik?“. 

Die Frage hätte er besser mal nicht auf 

Plakatwänden, sondern im Koalitions-

ausschuss gestellt, denn in NRW ändert 

sich nichts außer großen Gesten.  

 

„Studienplätze und Hochschulfi-

nanzierung sicherstellen“ 

- Antrag vom 05.09.2017 

NRWs Hochschulen sind attraktiv und 

wachsen – gut so! Wo die Nachfrage 

groß ist, muss aber auch das Angebot 

nachziehen. Eine auskömmliche Finan-

zierung für ein ausreichendes Studien-

platzangebot gibt es nicht zum Nulltarif. 

Deshalb ist es eine gemeinsame Aufgabe 

von Bund und Ländern, dies zu garantie-

ren.  

 

https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-67.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-71.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-534.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-528.pdf
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„Soziale Situation der Studierenden 

verbessern: Zahl der Wohnplätze, 

Zuschüsse an Studierendenwerke 

und BAföG-Leistungen erhöhen“ 

- Antrag vom 04.10.2017 

Wir machen konkrete Vorschläge für 

günstiges Wohnen und eine BAföG-Re-

form. Schwarz-Gelb darf zudem nicht er-

neut bei den Studierendenwerken spa-

ren. 

 

„Hohe Datenschutzstandards si-

cherstellen – Wirtschaft bei Umset-

zung der Europäischen Daten-

schutzreform unterstützen!“ 

- Antrag vom 04.10.2017 

Die EU-Datenschutzreform ist ein Quan-

tensprung. Die Landesregierung muss 

dafür sorgen, dass der Schutz persönli-

cher Daten auch in NRW umgesetzt und 

zum Standortfaktor für die NRW-Wirt-

schaft wird. Kleine und mittelständische 

Unternehmen dürfen bei der Umsetzung 

der Reform nicht allein gelassen werden.  

 

„Öffentliche Forschung muss dem 

Frieden dienen“ 

- Antrag vom 07.11.2017 

Bislang sind die NRW-Hochschulen dazu 

angehalten, nur friedliche Forschung zu 

betreiben. Schwarz-Gelb will die Zivil-

klausel aus dem Hochschulgesetz strei-

chen. Wir finden: Öffentlich finanzierte 

Forschung muss dem Frieden dienen und 

nicht der Rüstungslobby.  

 

„Rechte der Studierenden schützen 

und Rechtssicherheit wahren: 

Keine Ausweitung der Anwesen-

heitspflicht an Hochschulen“ 

- Antrag vom 07.12.2017 

Die Landesregierung erwägt, das Verbot 

für Anwesenheitspflichten in Seminaren 

abzuschaffen. Gegen jede juristische Be-

wertung ihres eigenen Hauses, gegen ei-

nen Erlass ihres Kabinettskollegen und 

Vor-Vorgängers Pinkwart und gegen ak-

tuelle Rechtsprechung. Sitzenbleiben in 

der Uni? Mit uns nicht!  

 

 „Freiheit, Recht und Verantwor-

tung im digitalen Zeitalter sichern – 

Konsequenzen aus dem Facebook-

Datenskandal ziehen“ - Antrag vom 

17.04.2018 

Millionen Betroffene weltweit und Hun-

derttausende in Deutschland. Facebook 

hat Daten auf rechtlich mindestens frag-

würdigen Wegen weitergereicht. Zeit, 

dass sich die großen Digitalkonzerne ih-

rer Verantwortung bewusst werden. Und 

Zeit, dass sich Politik nicht nur mit Kaf-

feerunden abspeisen lässt.  

 

Zum Datenschutzanpassungsgesetz 

- Entschließungsantrag und Ände-

rungsantrag vom 15.05.2018 

Mit dem „Gesetz zur Anpassung des all-

gemeinen Datenschutzrechts an die Ver-

ordnung (EU) 2016/679 und zur Umset-

zung der Richtlinie (EU) 2016/680 (Nord-

rhein-Westfalen Datenschutz-Anpas-

sungs- und Umsetzungsgesetz EU – 

NRWDSAnpUG EU)“ wird die europäische 

Datenschutzgrundverordnung ins Lan-

desrecht überführt. Eigentlich ein Quan-

tensprung für den Datenschutz – aber 

https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-796.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-803.pdf
http://landtag/Dokumentenservice/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-1105.pdf
http://gruene-fraktion-nrw.de/fileadmin/user_upload/ltf/Drucksachen/Antraege/17._WP/Antrag_17-1406_Anwesenheitspflicht.pdf
https://gruene-fraktion-nrw.de/fileadmin/user_upload/ltf/Drucksachen/Antraege/17._WP/Antrag_17-2390_Facebook-Datenskandal.pdf
https://gruene-fraktion-nrw.de/fileadmin/user_upload/ltf/Drucksachen/Antraege/17._WP/Antrag_17-2390_Facebook-Datenskandal.pdf
https://gruene-fraktion-nrw.de/fileadmin/user_upload/ltf/Drucksachen/Antraege/17._WP/EAntrag_17-2616_Datenschutz.pdf
https://gruene-fraktion-nrw.de/fileadmin/user_upload/ltf/Drucksachen/Antraege/17._WP/AEAntrag_17-2615_Datenschutz.pdf
https://gruene-fraktion-nrw.de/fileadmin/user_upload/ltf/Drucksachen/Antraege/17._WP/AEAntrag_17-2615_Datenschutz.pdf
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nicht mit CDU und FDP! Im Gegenteil: 

Das Datenschutzniveau wird gesenkt, der 

Grundrechtsschutz geschwächt und die 

Videoüberwachung uferlos ausgeweitet. 

Ich finde: Es ist nicht liberal, mit Video-

kameras auf die Jagd nach Wildpinklern 

zu gehen.  

 

Anfragen an die Landesregierung gehö-

ren zum Brot-und-Butter-Geschäft der 

parlamentarischen Opposition. Zwar lau-

tet die Devise von Schwarz-Gelb für die 

Antworten erkennbar „kurz, knapp und 

unverschämt“, aber das kann uns nicht 

abschrecken. Im Gegenteil: Wo die Lan-

desregierung mauert, fragen wir umso 

entschiedener nach und bringen Trans-

parenz ins Regierungshandeln!  

 

Große Anfrage: 

GA 5: Wie steht es um die Mitbestim-

mung, die gesellschaftliche Verantwor-

tung und das selbstbestimmte Studium 

an den Hochschulen in NRW? 

 

Mündliche Anfrage:  

MA 6: Mehr statt weniger Bürokratie für 

die Hochschulen durch das Hochschul-

freiheitsgesetz 2? 

 

Kleine Anfragen 

KA 2: Einmal hin, alle Daten drin? Ge-

sichtserkennung im Supermarkt 

KA 27: Sag mir, wo die Gigabits sind – 

wann kommt der Gigabitausbau für Ge-

werbegebiete? 

KA 28: Angriffe auf IT-Systeme der Lan-

desregierung 

KA 26: Wie sicher ist die Bundestagswahl 

in NRW? 

KA 77: Ist Freifunk noch ein Thema für 

die Landesregierung? 

KA 76: Was wird aus dem Beauftragten 

für die Digitale Wirtschaft? 

KA 94: Mit Software gegen Unterrichts-

ausfall – was sind die Versprechen von 

Ministerpräsident Laschet wert? 

KA 93: Warum vertagt die Landesregie-

rung die digitale Verwaltung? 

KA 128: Wie sichert die schwarz-gelbe 

Landesregierung den Games-Standort 

NRW? 

KA 151: Stand des Breitbandausbaus in 

Nordrhein-Westfalen 

KA 150: Umsetzung des Projektes zur 

Verknüpfung von digitalem und stationä-

ren Einzelhandel in NRW-Kommunen  

KA 165: Haben die DWNRW-Hubs unter 

schwarz-gelb eine Zukunft?  

KA 164: Maut-Daten zur Strafverfolgung: 

Welche Meinung hat die Landesregie-

rung und wenn ja wie viele? 

KA 183: Saubere Luft am Bielefelder 

Jahnplatz? 

KA 226: Welcher Staatstrojaner soll in 

NRW zum Einsatz kommen? 

KA 227: Welche Daten kauft NRW von 

TomTom – und warum?  

https://gruene-fraktion-nrw.de/fileadmin/user_upload/ltf/Drucksachen/Anfragen/17._WP/GrAnfrage_17-2612_Hochschule.pdf
https://gruene-fraktion-nrw.de/fileadmin/user_upload/ltf/Drucksachen/Anfragen/17._WP/GrAnfrage_17-2612_Hochschule.pdf
https://gruene-fraktion-nrw.de/fileadmin/user_upload/ltf/Drucksachen/Anfragen/17._WP/GrAnfrage_17-2612_Hochschule.pdf
https://gruene-fraktion-nrw.de/fileadmin/user_upload/ltf/Drucksachen/Anfragen/17._WP/GrAnfrage_17-2612_Hochschule.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-1133.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-1133.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-1133.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-151.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-151.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-308.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-308.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-308.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-308.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-311.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-311.pdf
http://landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-251.pdf
http://landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-251.pdf
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-262.pdf
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-262.pdf
http://landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-351.pdf
http://landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-351.pdf
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-475.pdf
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-475.pdf
http://landtag/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-475.pdf
http://landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-369.pdf
http://landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-369.pdf
http://landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-381.pdf
http://landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-381.pdf
http://landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-381.pdf
http://landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-598.pdf
http://landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-598.pdf
http://landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-467.pdf
http://landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-467.pdf
http://landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-467.pdf
http://landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-656.pdf
http://landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-656.pdf
http://landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-544.pdf
http://landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-544.pdf
http://landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-544.pdf
http://landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-742.pdf
http://landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-742.pdf
http://landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-722.pdf
http://landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-722.pdf
http://landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-695.pdf
http://landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-695.pdf
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KA 243: Plant die Landesregierung be-

reits die Abschaffung der von ihr noch 

nicht eingeführten Studiengebühren für 

Nicht-EU-Bürgerinnen und -Bürger? 

KA 241: Welche Hochschulen bieten 

elektronische und medienbruchfreie Be-

werbungs- und Einschreibeverfahren an? 

KA 242: Wie plant die Landesregierung 

weiterhin eine ausreichende Zahl an 

Master-Studienplätzen sicherzustellen?  

KA 245: Scheitert die Ehe für Alle an der 

Standesamtssoftware? 

KA 256: Welche konkreten Pläne hat die 

Landesregierung für die Einrichtung ei-

ner medizinischen Fakultät an der Uni-

versität Bielefeld? 

KA 294: Wie plant die Landesregierung 

die Digitalisierung an Hochschulen zu 

unterstützen? 

KA 293: Sind alle Hochschulstandorte 

mit Breitbandanschlüssen versorgt? 

KA 307: Gibt es nun in NRW genügend 

Medizinstudienplätze oder nicht? 

KA 325: Wie ernst meint es die Landesre-

gierung mit der Unterstützung des stati-

onären Einzelhandels? 

KA 333: Studiengebühren für Nicht-EU-

Bürgerinnen und -Bürger: warum sind der 

Landesregierung weniger Details be-

kannt als dem FDP-Fraktionsvorsitzen-

den?  

KA 368: Digitales Musterministerium 

KA 369: Digitale Mustermittelbehörde 

KA 367: Digitale Musterregion 

KA 371: LTE-Ausbau in Nordrhein-West-

falen 

KA 370: Glasfaserausbau in Gewerbege-

bieten 

KA 382: Nitratbelastung im Bielefelder 

Süden 

KA 398: Wie stellt die Landesregierung 

die Rechtmäßigkeit der Entscheidungen 

ihrer Ministerinnen und Minister und ih-

rer Staatssekretärinnen und Staatssekre-

täre sicher und wie schließt die Landes-

regierung den Anschein von Befangen-

heit aus? 

KA 485: Rechenzentren als wichtiger 

Baustein der digitalen Infrastruktur 

KA 482: Von Roboflop zum Trojanerteddy 

– Smart Toys in NRW-Kinderzimmern 

KA 484: Digitalisierung des Mittelstands 

KA 483: Sanieren die "Ticketstudenten" 

jetzt die Betreuungsrelation? 

KA 512: Droht Aachener Friedenspreis-

trägerinnen und -preisträgern Verfol-

gung und Einschränkung der Reisefrei-

heit? 

KA 527: Was - außer "Populismus" - steht 

auf dem "Datenpreisschild"? 

KA 618: CDU-Klüngel statt Bürger-

gesundheit: Ist das Umweltministerium 

bei der Luftreinhaltung am Bielefelder 

Jahnplatz nicht mit seinen eigenen Mes-

sungen im Reinen? 

KA 647: Wie stellt die Landesregierung 

sicher, dass das Handeln der Mitglieder 

der Landesregierung sowie der Staats-

sekretärinnen und Staatssekretäre auch 
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nach Verwaltungsverfahrensgesetz 

rechtssicher ist? 

KA 656: Wem gehört der Twitter-Account 

des Ministerpräsidenten? 

KA 569: Gilt der Datenschutz auch für 

Amazon-Mitarbeiter? 

KA 749: Entwicklung und Dynamik des 

Breitband-Ausbaus 

KA 751: Studie zu Auswirkungen von 

Stickstoffdioxid auf Menschen am Uni-

versitätsklinikum Aachen – Wie trägt die 

Landesregierung zur Aufklärung bei? 

KA 748: Setzt die Landesregierung bei 

der Studienakkreditierungsverordnung 

bloß die Musterverordnung der Länder 

um und engagiert sich darüber hinaus 

nicht für Verbesserungen? 

KA 759: Kleine Anfrage an die Landesre-

gierung zur Übermittlung von Personen-

daten nach Russland 

KA 776: Nutzen die Sicherheitsbehörden 

in NRW bereits den Staatstrojaner, um 

unsere Messenger-Dienste zu überwa-

chen? 

KA 784: Wie sieht die Entwicklung beim 

studentischen Wohnraum aus? 

KA 795: Bleibt die digitale Modellregion 

mit der Leitkommune Paderborn eine 

Luftnummer? 

KA 966: Übermittlung von Personenda-

ten nach Russland bei gleichzeitiger 

Warnung an WM-Touristen 

KA 974: Transparenz beim Breitbandaus-

bau 

KA 1001: Die Bahn will Ostwestfalen-

Lippe vom Fernverkehr abhängen – was 

tut die Landesregierung? 

KA 1035: Wie unterstützt die Landesre-

gierung Freie Software? 

KA 1073: Kleine Anfrage an die Landes-

regierung zu Beratungsangeboten für 

GründerInnen 

KA 1075: Wie gestaltet sich die weitere 

Finanzierung der neuen Studiengänge 

"Precision Farming" und "Freiraumma-

nagement" am Standort Höxter der 

Hochschule Ostwestfalen-Lippe?  

KA 1074: Kleine Anfrage an die Landes-

regierung zum ersten Games-Gipfel des 

Ministerpräsidenten 

KA 1079: Kleine Anfrage an die Landes-

regierung zur digitalen Modellregion 

Ostwestfalen-Lippe:   
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Platz des Landtags 1 * 40221 Düsseldorf 

Email:  matthi.bolte@landtag.nrw.de 

Telefon: 0211 – 884 4289  

www.matthi-bolte.de  

/matthi.bolte  @matthi_bolte @matthi_bolte 

 
 

 

 
 
 
 

Immer informiert mit 
meinem Newsletter 

Nichts verpassen, was im Land wichtig ist – 

das geht mit meinem Newsletter! Ich infor-

miere in der Regel 1-2 Mal im Monat über 

aktuelle Themen, Debatten und GRÜNE Ini-

tiativen in meinen Bereichen Digitalisie-

rung, Wissenschaft, Innovation und Daten-

schutz. 

Anmelden könnt Ihr Euch direkt hier. 
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